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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Überein- 
kommens vom 27. September 1968 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Das im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu- 
stande gekommene Gerichtsstands- und Vollstreckungsüber- 
einkommen vom 27. September 1968 (Drucksache VI/ 1 973) 
bedarf ergänzender innerstaatlicher Vorschriften, damit die 
deutschen Gerichte und Behörden die vertraglich festgelegte 
Regelung ausführen können. 


B. Lösung 

Der Entwurf enthält Vorschriften, die das Verfahren bei der Zu- 
lassung von Schuldtiteln aus den anderen Mitgliedstaaten zur 
Zwangsvollstreckung näher regeln. Ferner sind besondere Be- 
stimmungen über die Zwangsvollstreckung aus derartigen 
Schuldtiteln vorgesehen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 10. Mai 1972 

Der Bundeskanzler 
1/4 (1/3) — 451 00 — üb 18/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des 
Übereinkommens vom 27. September 1968 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 378. Sitzung am 24. März 1972 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung des Übereinkommens vom 27. September 1968 
über die gerichtlidie Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Erster Abschnitt 

Zulassung der Zwangsvollstreckung 
aus Entscheidungen, öffentlichen Urkunden 
und Prozeßvergleichen 


1. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Die sachliche und die örtliche Zuständigkeit des 
Landgerichts, die Artikel 32 des Übereinkommens 
vorsieht, sind ausschließliche Zuständigkeiten. 

§ 2 

Die Verfahren, in denen die Zwangsvollstreckung 
aus Entscheidungen, öffentlichen Urkunden und Pro- 
zeßvergleichen aus einem anderen Vertragsstaat 
zugelassen wird (Artikel 31, 50, 51 des Überein- 
kommens), sind Feriensachen. 


2. Erteilung der Vollstreckungsklausel 

§ 3 

(1) Der Antrag, den Schuldtitel mit der Voll- 
streckungsklausel zu versehen (Artikel 31, 50, 51 
des Übereinkommens), kann bei dem Landgericht 
(Artikel 32 des Übereinkommens) schriftlich einge- 
reicht oder mündlich zu Protokoll der Geschäftsstelle 
gestellt werden. 

(2) Ist der Antrag entgegen § 184 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes nicht in deutscher Sprache ab- 
gefaßt, so kann das Gericht dem Antragsteller auf- 
geben, eine Übersetzung des Antrags beizubringen, 
die. von einer hierzu in einem der Vertragsstaaten 
befugten Person beglaubigt ist. 

(3) Der Ausfertigung des Schuldtitels, die mit 
der Vollstreckungsklausel versehen werden soll, 
und seiner Übersetzung, falls eine solche vorgelegt 
wird (Artikel 48 Abs. 2, Artikel 50 und 51 des Über- 
einkommens), sollen zwei Abschriften beigefügt 
werden. 


§ 4 

(1) Zum Zustellungsbevollmächtigten (Artikel 33 
Abs. 2 Satz 2 des Übereinkommens) ist eine Person 
zu bestellen, die im Bezirk des angerufenen Gerichts 
wohnt. Der Vorsitzende kann die Bestellung einer 
Person mit einem anderen inländischen Wohnsitz 
zulassen. 

(2) Der Antragsteller hat in dem Antrag (Arti- 
kel 31 des Übereinkommens, § 3) den Zustellungs- 
bevollmächtigten zu benennen. Geschieht dies nicht, 
so können alle Zustellungen an den Antragsteller 
bis zur nachträglichen Benennung eines Zustellungs- 
bevollmächtigten durch Aufgabe zur Post (§§ 175, 
192, 213 der Zivilprozeßordnung) bewirkt werden. 

(3) Der Benennung eines Zustellungsbevollmäch- 
tigten bedarf es nicht, wenn der Antragsteller einen 
bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechts- 
anwalt oder eine andere Person zu seinem Bevoll- 
mächtigten für das Verfahren bestellt hat. Der Be- 
vollmächtigte, der nicht ein bei einem deutschen 
Gericht zugelassener Rechtsanwalt ist, muß im Be- 
zirk des angerufenen Gerichts wohnen*, der Vorsit- 
zende kann von diesem Erfordernis absehen, wenn 
der Bevollmächtigte einen anderen inländischen 
Wohnsitz hat. 

§ 5 

(1) Über den Antrag entscheidet der Vorsitzende 
(Artikel 32 Abs. 1 des Übereinkommens) ohne 
mündliche Verhandlung. Jedoch kann eine münd- 
liche Erörterung mit dem Antragsteller oder sei- 
nem Bevollmächtigten für das Verfahren erfolgen, 
wenn der Antragsteller oder der Bevollmächtigte mit 
einer solchen Erörterung einverstanden ist und 
diese der Beschleunigung dient. 

(2) In dem Verfahren vor dem Vorsitzenden muß 
sich der Antragsteller nicht durch einen Rechtsan- 
walt als Bevollmächtigten vertreten lassen. 

§ 6 

(1) Hängt die Zwangsvollstreckung nach dem In- 
halt des Schuldtitels von einer dem Gläubiger oblie- 
genden Sicherheitsleistung, dem Ablauf einer Frist 
oder dem Eintritt einer anderen Tatsache ab oder 
wird die Vollstreckungsklausel zugunsten eines an- 
deren als des in dem Schuldtitel bezeichneten Gläubi- 
gers oder gegen einen anderen als den darin be- 
zeicbneten Schuldner beantragt, so ist die Frage, 
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inwieweit die Zulassung der Zwangsvollstreckung 
von dem Nachweis besonderer Voraussetzungen ab- 
hängig oder ob der Schuldtitel für oder gegen den 
anderen vollstreckbar ist, nach dem Recht des Staa- 
tes zu entscheiden, in dem der Schuldtitel errichtet 
ist. Der Nachweis ist durch Urkunden zu führen, es 
sei denn, daß die Tatsachen bei dem Gericht offen- 
kundig sind. 

(2) Kann der Nachweis durch Urkunden nicht ge- 
führt werden, so ist auf Antrag des Gläubigers der 
Schuldner zu hören. In diesem Falle sind alle Be- 
weismittel zulässig. Der Vorsitzende kann auch 
mündliche Verhandlung anordnen. 


§ 7 

Ist die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel 
zuzulassen, ordnet der Vorsitzende an, daß der 
Schuldtitel mit der Vollstreckungsklausel zu verse- 
hen ist. In der Anordnung ist die zu vollstreckende 
Verurteilung oder Verpflichtung in deutscher 
Sprache wiederzugeben. 


§ 8 

(1) Auf Grund der Anordnung des Vorsitzenden 
(§ 7) erteilt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 
die Vollstreckungsklausel in folgender Form: 

„Vollstreckungsklausel nach Artikel 31 des 
Übereinkommens vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen (Bundesgesetzbl. 1971 II 
S )• 

Gemäß der Anordnung des usw. (Bezeichnung 
des Vorsitzenden, des Gerichts und der Anord- 
nung) ist die Zwangsvollstreckung aus usw. 
(Bezeichnung des Schuldtitels) zugunsten des 
usw. (Bezeichnung des Gläubigers) gegen den 
usw. (Bezeichnung des Schuldners) zulässig. 

Die zu vollstreckende Verurteilung/Verpflich- 
tung lautet: (Angabe der Urteilsformel oder 
des Ausspruchs des Gerichts oder der dem 
Schuldner aus dem Prozeßvergleich oder der 
öffentlichen Urkunde obliegenden Verpflich- 
tung in deutscher Sprache, aus der Anordnung 
des Vorsitzenden zu übernehmen). 

Die Zwangsvollstreckung darf über Maßregeln 
zur Sicherung nicht hinausgehen, bis der Gläu- 
biger ein Zeugnis vorlegt, daß die Zwangsvoll- 
streckung unbeschränkt stattfinden darf." 

Lautet der Schuldtitel auf Leistung von Geld, so ist 
der Vollstreckungsklausel folgender Zusatz anzu- 
fügen: 

„Solange die Zwangsvollstreckung über Maß- 
regeln zur Sicherung nicht hinausgehen darf, 
kann der Schuldner die Zwangsvollstreckung 
durch Leistung einer Sicherheit in Höhe von 

(Angabe des Betrags, wegen dessen 

der Gläubiger vollstrecken darf) ab wenden." 


(2) Wird die Zwangsvollstreckung nur für einen 
oder mehrere der durch die ausländische Entschei- 
dung zuerkannten oder in einem anderen Schuld- 
titel niedergelegten Ansprüche oder nur für einen 
Teil des Gegenstands der Verurteilung oder der 
Verpflichtung zugelassen (Artikel 42, 50 und 51 des 
Übereinkommens), so ist die Vollstreckungsklausel 
als „Teil-Vollstreckungsklausel nach den Artikeln 31, 
42 des Übereinkommens vom 27. September 1968 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 

Handelssachen (Bundesgesetzbl. 1971 II S )" zu 

bezeichnen. 

(3) Die Vollstreckungsklausel ist von dem Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle zu unterschrei- 
ben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen. Sie ist 
entweder auf die Ausfertigung des Schuldtitels (Ar- 
tikel 46 Nr. 1, Artikel 50, 51 des Übereinkommens) 
oder auf ein damit zu verbindendes Blatt zu setzen. 
Liegt eine Übersetzung des Schuldtitels vor (Arti- 
kel 48 Abs. 2, Artikel 50 und 51 des Übereinkom- 
mens), ist sie mit der Ausfertigung zu verbinden. 

(4) Auf die Kosten des Verfahrens vor dem Vor- 
sitzenden sind die Vorschriften des § 788 der Zivil- 
prozeßordnung entsprechend anzuwenden. 


§ 9 

(1) Eine beglaubigte Abschrift des nach § 8 mit 
der Vollstreckungsklausel versehenen Schuldtitels 
und gegebenenfalls seiner Übersetzung ist dem 
Schuldner von Amts wegen zuzustellen. 

(2) Muß die Zustellung an den Schuldner in ei- 
nem Staat, der nicht Vertragsstaat ist, oder durch 
öffentliche Bekanntmachung erfolgen und hält der 
Vorsitzende die Frist zur Einlegung der Beschwerde 
von einem Monat (Artikel 36 Abs. 1 des Überein- 
kommens) nicht für ausreichend, so bestimmt er 
eine längere Beschwerdefrist. Die Frist ist in der 
Anordnung, daß der Schuldtitel mit der Vollstrek- 
kungsklausel zu versehen ist (§ 7) oder nachträg- 
lich durch besonderen Beschluß, der ohne münd- 
liche Verhandlung erlassen wird, zu bestimmen. Die 
festgesetzte Frist beginnt mit der Zustellung des 
mit der Vollstreckungsklausel versehenen Schuld- 
titels. 

(3) Dem Antragsteller sind die mit der Voll- 
streckungsklausel versehene Ausfertigung des 
Schuldtitels und eine Bescheinigung über die be- 
wirkte Zustellung zu übersenden. In den Fällen des 
Absatzes 2 ist die festgesetzte Frist für die Einle- 
gung der Beschwerde auf der Bescheinigung über 
die bewirkte Zustellung zu vermerken. 


§ 10 

Ist der Antrag nicht begründet, lehnt ihn der Vor- 
sitzende durch Beschluß ab. Der Beschluß ist mit 
Gründen zu versehen. Die Kosten sind dem Antrag- 
steller aufzuerlegen. 
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3. Beschwerde 

§ 11 

(1) Die Frist, innerhalb deren der Schuldner die 
Beschwerde gegen die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung einlegen kann (Artikel 36 des Überein- 
kommens, § 9 Abs. 2), ist eine Notfrist. 

(2) Dem Schuldner ist die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand auch dann zu erteilen, wenn er 
von der Zustellung des mit der Vollstreckungsklau- 
sel versehenen Schuldtitels ohne sein Verschulden 
keine Kenntnis erlangt hat. 

§ 12 

(1) Die Beschwerde des Schuldners gegen die 
Zulassung der Zwangsvollstreckung (Artikel 36, 37 
des Übereinkommens) wird durch Einreichen einer 
Beschwerdeschrift bei dem Oberlandesgericht ein- 
gelegt. Der Beschwerdeschrift sollen die für ihre 
Zustellung erforderliche Zahl von Abschriften bei- 
gefügt werden. Die Beschwerde kann auch durch 
Erklärung zum Protokoll der Geschäftsstelle einge- 
legt werden. 

(2) Die Zulässigkeit der Beschwerde wird nicht 
dadurch berührt, daß sie statt bei dem Oberlandes- 
gericht bei dem Landgericht eingelegt wird, das die 
Zwangsvollstreckung zugelassen hat (Artikel 32 
Abs. 1 des Übereinkommens, § 5); die Beschwerde 
ist unverzüglich von Amts wegen an das Oberlan- 
desgericht abzugeben. 

(3) Die Beschwerde ist dem Gläubiger von Amts 
wegen zuzustellen. 

§ 13 

(1) über die Beschwerde entscheidet das Ober- 
landesgericht durch Beschluß, der mit Gründen zu 
versehen ist. Der Beschluß kann ohne mündliche 
Verhandlung ergehen. 

(2) Solange eine mündliche Verhandlung nicht 
angeordnet ist, können auch zum Protokoll der Ge- 
schäftsstelle Anträge gestellt und Erklärungen ab- 
gegeben werden. Wird die mündliche Verhandlung 
angeordnet, muß die Ladung zur mündlichen Ver- 
handlung die Aufforderung gemäß § 215 der Zivil- 
prozeßordnung enthalten. 

(3) Eine vollständige Ausfertigung des Beschlus- 
ses ist dem Gläubiger und dem Schuldner auch dann 
von Amts wegen zuzustellen, wenn der Beschluß 
verkündet worden ist. 

§ 14 

(1) Der Schuldner kann mit der Beschwerde, die 
sich gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung 
aus einer Entscheidung richtet, auch Einwendungen 
gegen den Anspruch selbst insoweit geltend machen, 
als die Gründe, auf denen sie beruhen, erst nach 
dem Erlaß der Entscheidung entstanden sind. 


(2) Mit der Beschwerde, die skh gegen die Zu- 
lassung der Zwangsvollstreckung aus einem Prozeß- 
vergleich oder einer öffentlichen Urkunde richtet, 
kann der Schuldner die Einwendungen gegen den 
Anspruch selbst ungeachtet der in Absatz 1 ent- 
haltenen Beschränkung geltend machen. 


§ 15 

(1) Ist die Zwangsvollstreckung aus einem 
Schuldtitel zugelassen, kann der Schuldner Einwen- 
dungen gegen den Anspruch selbst in einem Ver- 
fahren nach § 767 der Zivilprozeßordnung nur gel- 
tend machen, wenn die Gründe, auf denen seine 
Einwendungen beruhen, erst 

1. nach Ablauf der Frist, innerhalb deren er die 
Beschwerde nach Artikel 36 des Übereinkom- 
mens und § 9 Abs. 2 hätte einlegen können, oder, 

2. falls die Beschwerde nach Artikel 36 oder nach 
Artikel 40 des Übereinkommens eingelegt wor- 
den ist, nach Beendigung dieses Verfahrens 

entstanden sind. 

(2) Die Klage nach § 767 der Zivilprozeßordnung 
ist bei dem Landgericht zu erheben, das über den 
Antrag, den Schuldtitel mit der Vollstreckungsklau- 
sel zu versehen (Artikel 32 des Übereinkommens), 
entschieden hat. 

§ 16 

(1) Für die Beschwerde, die der Antragsteller 
gegen den ablehnenden Beschluß des Vorsitzenden 
(§ 10) einlegen kann (Artikel 40 des Übereinkom- 
mens), gelten die Vorschriften der §§ 12 und 13 
entsprechend. 

(2) Auf Grund des Beschlusses, durch den die 
Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel zugelas- 
sen wird, erteilt der Urkundsbeamte der Geschäfts- 
stelle des Oberlandesgerichts die Vollstreckungs- 
klausel. Die Vorschriften des § 7 Satz 2 und des § 8 
Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend. Ein Zusatz, daß die 
Zwangsvollstreckung über Maßregeln zur Sicherung 
nicht hinausgehen darf, ist nur aufzunehmen, wenn 
das Oberlandesgericht eine Anordnung nach § 25 
Abs. 2 erlassen hat. 


4. Reditsbesdiwerde 
§ 17 

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des 
Oberlandesgerichts (Artikel 37 Abs. 2, Artikel 41 
des Übereinkommens) findet statt, wenn gegen die 
Entscheidung, wäre sie durch Endurteil ergangen, 
die Revision gegeben wäre. Das Oberlandesgericht 
hat die Rechtsbeschwerde auch dann zuzulassen, 
wenn es von einer Entscheidung des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften abweicht. 
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§ 18 

Die Frist zur Einlegung der Rechtsbeschwerde be- 
trägt einen Monat; sie ist eine Notfrist und beginnt 
mit der Zustellung des Beschlusses (§ 13 Abs. 3, 
§ 16 Abs. 1). 

§ 19 

(1) Die Rechtsbeschwerde wird durch Einreichen 
der Beschwerdeschrift bei dem Bundesgerichtshof 
eingelegt. 

(2) Die Rechtsbeschwerde ist zu begründen. Die 
Vorschriften des § 554 der Zivilprozeßordnung sind 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Mit der Beschwerdeschrift soll eine Ausferti- 
gung oder beglaubigte Abschrift des Beschlusses, 
gegen den die Rechtsbeschwerde sich richtet, vorge- 
legt werden. 

(4) Die Beschwerdeschrift ist dem Beschwerde- 
gegner von Amts wegen zuzustellen. Der Beschwer- 
deschrift und ihrer Begründung sollen die für ihre 
Zustellung erforderliche Zahl von Abschriften bei- 
gefügt werden. 

§ 20 

(1) Der Bundesgerichtshof kann nur prüfen, ob 
der Beschluß auf einer Verletzung des Übereinkom- 
mens oder eines anderen Gesetzes beruht. Die Vor- 
schriften der §§ 550 und 551 der Zivilprozeßordnung 
sind entsprechend anzuwenden. Der Bundesgerichts- 
hof darf nicht prüfen, ob das Gericht seine örtliche 
Zuständigkeit mit Unrecht angenommen hat. 

(2) Der Bundesgerichtshof ist an die in dem an- 
gefochtenen Beschluß getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen gebunden, es sei denn, daß in bezug 
auf diese Feststellungen zulässige und begründete 
Rechtsbeschwerdegründe vorgebracht sind. 

(3) Auf das Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
sind die Vorschriften der §§ 556, 558, 559, 563, 573 
Abs. 1 und der §§ 574, 575 der Zivilprozeßordnung 
sinngemäß anzuwenden. 

(4) Wird die Zwangsvollstreckung aus dem 
Schuldtitel erstmals durch den Bundesgerichtshof 
zugelassen, so erteilt der Urkundsbeamte der Ge- 
schäftsstelle dieses Gerichts die Vollstreckungs- 
klausel. Die Vorschriften des § 7 Satz 2 und des § 8 
Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend; ein Zusatz über 
die Beschränkung der Zwangsvollstreckung entfällt. 


5. Beschränkung der Zwangsvollstreckung au! Siche- 
rungsmaßregeln und Fortsetzung der Zwangsvoll- 
streckung 

§ 21 

Die Beschränkung nach Artikel 39 Abs. 1 des 
Übereinkommens ist auch einzuhalten, solange die 
Frist zur Einlegung der Beschwerde, die nach § 9 
Abs. 2 festgesetzt ist, noch läuft. 


§ 22 

Einwendungen, daß bei der Zwangsvollstreckung 
die Beschränkung nach Artikel 39 Abs. 1 des Über- 
einkommens oder auf Grund einer Anordnung nach 
§ 25 Abs. 2 nicht eingehalten werde oder daß eine 
bestimmte Maßnahme der Zwangsvollstreckung 
mit dieser Beschränkung vereinbar sei, sind im 
Wege der Erinnerung nach § 766 der Zivilprozeß- 
ordnung bei dem Vollstreckungsgericht (§ 764 der 
Zivilprozeßordnung) geltend zu machen. Soweit je- 
doch gegen die Maßnahme oder die Entscheidung 
ein anderer Rechtsbehelf gegeben ist, sind die Ein- 
wendungen mit diesem Rechtsbehelf geltend zu 
machen. 

§ 23 

(1) Solange die Zwangsvollstreckung aus einem 
Schuldtitel, der auf Leistung von Geld lautet, nach 
Artikel 39 Abs. 1 des Übereinkommens oder auf 
Grund einer Anordnung nach § 25 Abs. 2 nicht über 
Maßregeln der Sicherung hinausgehen darf, ist der 
Schuldner befugt, die Zwangsvollstreckung durch 
Leistung einer Sicherheit in Höhe des Betrags, we- 
gen dessen der Gläubiger vollstrecken darf, abzu- 
wenden. 

(2) Die Zwangsvollstreckung ist einzustellen und 
bereits getroffene Vollstreckungsmaßregeln sind 
aufzuheben, wenn der Schuldner durch eine öffent- 
liche Urkunde die zur Abwendung der Zwangsvoll- 
streckung erforderliche Sicherheitsleistung nach- 
weist. 

§ 24 

Ist eine bewegliche körperliche Sache gepfändet 
und darf die Zwangsvollstreckung nach Artikel 39 
Abs. 1 des Übereinkommens oder auf Grund einer 
Anordnung nach § 25 Abs. 2 nicht über Maßregeln 
zur Sicherung hinausgehen, kann das Vollstrek- 
kungsgericht auf Antrag anordnen, daß die Sache 
versteigert und der Erlös hinterlegt werde, wenn 
sie der Gefahr einer beträchtlichen Wertverringe- 
rung ausgesetzt ist oder wenn ihre Aufbewahrung 
unverhältnismäßige Kosten verursachen würde. 

§ 25 

(1) Weist das Oberlandesgericht die Beschwerde 
des Schuldners gegen die Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung (Artikel 36, 37 des Übereinkommens, 
§ 12) zurück, kann die Zwangsvollstreckung über 
Maßregeln zur Sicherung hinaus fortgesetzt wer- 
den. 

(2) Das Oberlandesgericht kann auf Antrag des 

Schuldners in seinem Beschluß, mit dem es die Be- 
schwerde des Schuldners gegen die Zulassung der 
Zwangsvollstreckung (Artikel 36, 37 des Überein- 
kommens, § 12) zurückweist oder auf die Be- 

schwerde des Gläubigers (Artikel 40 des Überein- 
kommens, § 16) die Zwangsvollstreckung aus dem 
Schuldtitel zuläßt, anordnen, daß die Zwangsvoll- 
streckung bis zum Ablauf der Frist zur Einlegung 
der Rechtsbeschwerde (§ 18) oder bis zur Entschei- 
dung über diese Beschwerde nicht oder nur gegen 
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Sicherheitsleistung über Maßregeln zur Sicherung 
hinausgehen dürfe. 

Die Anordnung darf nur erlassen werden, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß die weitergehende 
Vollstreckung dem Schuldner einen nicht zu erset- 
zenden Nachteil bringen würde. Die Vorschrift des 
§ 713 a der Zivilprozeßordnung gilt entsprechend. 

(3) Wird die Rechtsbeschwerde gegen den Be- 
schluß des Oberlandesgerichts eingelegt (Artikel 37 
Abs. 2 und Artikel 41 des Übereinkommens, § 17), 
kann der Bundesgerichtshof auf Antrag des Schuld- 
ners eine Anordnung nach Absatz 2 erlassen. Der 
Bundesgerichtshof kann auf Antrag des Gläubigers 
eine Anordnung des Oberlandesgerichts nach Ab- 
satz 2 aufheben. 

§ 26 

(1) Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, 
den der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 
Landgerichts mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehen hat (§ 8), ist auf Antrag des Gläubigers über 
Maßregeln zur Sicherung hinaus fortzusetzen, wenn 
das Zeugnis des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle dieses Gerichts vorgelegt wird, daß die 
Zwangsvollstreckung unbeschränkt stattfinden darf. 

(2) Das Zeugnis ist dem Gläubiger auf seinen An- 
trag zu erteilen, 

1. wenn der Schuldner bis zum Ablauf der Be- 
schwerdefrist (Artikel 36 des Übereinkommens, 
§ 9 Abs. 2) eine Beschwerdeschrift nicht einge- 
reicht hat; 

2. wenn das Oberlandesgericht die Beschwerde des 
Schuldners (Artikel 36, 37 des Übereinkommens, 
§12) zurückgewiesen und eine Anordnung nach 
§ 25 Abs. 2 nicht erlassen hat; 

3. wenn der Bundesgerichtshof die Anordnung des 
Oberlandesgerichts nach § 25 Abs. 2 aufgehoben 
hat (§ 25 Abs. 3 Satz 2); 

4. wenn der Bundesgerichtshof den Schuldtitel zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen hat. 

(3) Aus dem Schuldtitel darf die Zwangsvoll- 
streckung, selbst wenn sie auf Maßregeln der Si- 
cherung beschränkt ist, nicht mehr stattfinden, so- 
bald ein Beschluß des Oberlandesgerichts, daß der 
Schuldtitel zur Zwangsvollstreckung nicht zugelas- 
sen wird, verkündet oder zugestellt ist. 


§ 27 

(1) Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, 
zu dem der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 
Oberlandesgerichts die Vollstreckungsklausel mit 
dem Zusatz erteilt hat, daß die Zwangsvollstreckung 
auf Grund der Anordnung des Gerichts nicht über 
Maßregeln zur Sicherung hinausgehen darf (§ 16 
Abs. 2 Satz 3), ist auf Antrag des Gläubigers fortzu- 
setzen, wenn das Zeugnis des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts vorgelegt wird, daß 
die Zwangsvollstreckung unbeschränkt stattfinden 
darf. 


(2) Das Zeugnis ist dem Gläubiger auf seinen 

Antrag zu erteilen, 

1. wenn der Schuldner bis zum Ablauf der Frist 
zur Einlegung der Rechtsbeschwerde (§ 18) eine 
Beschwerdeschrift nicht eingereicht hat; 

2. wenn der Bundesgerichtshof die Anordnung des 
Oberlandesgerichts nach § 25 Abs. 2 aufgehoben 
hat (§ 25 Abs. 3 Satz 2); 

3. wenn der Bundesgerichtshof die Rechtsbeschwer- 
de des Schuldners (Artikel 41 des Übereinkom- 
mens, § 17) zurückgewiesen hat. 


Zweiter Abschnitt 

Feststellung der Anerkennung einer Entscheidung 

§ 28 

(1) Auf das Verfahren, das die Feststellung, ob 
die Entscheidung anzuerkennen ist, zum Gegenstand 
hat (Artikel 26 Abs. 2 des Übereinkommens), sind 
die Vorschriften der §§ 1 bis 6, 9 bis 13, 16 bis 20 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Ist der Antrag auf Feststellung begründet, so 
spricht der Vorsitzende durch Beschluß aus, daß die 
Entscheidung anzuerkennen ist; die Kosten sind dem 
Antragsgegner aufzuerlegen. Dieser kann die Be- 
schwerde (§ 11) auf die Entscheidung über den Ko- 
stenpunkt beschränken. In diesem Falle sind die 
Kosten dem Antragsteller aufzuerlegen, wenn der 
Antragsgegner nicht durch sein Verhalten zu dem 
Antrag auf Feststellung Veranlassung gegeben hat. 


Dritter Abschnitt 

Aufhebung oder Änderung 
der Zulassung der Zwangsvollstreckung 
oder der Feststellung der Anerkennung 

§ 29 

(1) Wird der Schuldtitel in dem Vertragsstaat, 
in dem er errichtet wurde, aufgehoben oder geän- 
dert und kann der Schuldner diese Tatsache in dem 
Verfahren der Zulassung der Zwangsvollstreckung 
nicht mehr geltend machen, so kann er die Aufhe- 
bung oder Änderung der Zulassung in einem beson- 
deren Verfahren beantragen. 

(2) Für die Entscheidung über den Antrag ist das 
Landgericht ausschließlich zuständig, das über den 
Antrag, den Schuldtitel mit der Vollstreckungsklau- 
sel zu versehen, entschieden hat. 

(3) Der Antrag kann bei dem Gericht schriftlich 
oder durch Erklärung zum Protokoll der Geschäfts- 
stelle gestellt werden. Uber den Antrag kann ohne 
mündliche Verhandlung entschieden werden. Vor 
der Entscheidung ist der Gläubiger zu hören. Die 
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Vorschrift des § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. Die 
Entscheidung ergeht durch Beschluß, der dem Gläu- 
biger und dem Schuldner von Amts wegen zuzustel- 
len ist. 

(4) Der Beschluß unterliegt der sofortigen Be- 
schwerde. Die Frist, innerhalb deren die Beschwerde 
einzulegen ist, beträgt einen Monat; sie ist eine 
Notfrist und beginnt mit der Zustellung des Be- 
schlusses. 

(5) Für die Einstellung der Zwang svollstreckung 
und die Aufhebung bereits getroffener Vollstrek- 
kungsmaßregeln gelten die Vorschriften der §§ 769, 
770 der Zivilprozeßordnung entsprechend. Die Auf- 
hebung einer Vollstreckungsmaßregel ist auch ohne 
Sicherheitsleistung zulässig. 

§ 30 

(1) Wird die Zulassung der Zwangsvollstreckung 
auf die Beschwerde (Artikel 36, 37 des Überein- 
kommens, § 12) oder die Rechtsbeschwerde (Arti- 
kel 37 Abs. 2, Artikel 41 des Übereinkommens, § 17) 
aufgehoben oder abgeändert, so ist der Gläubiger 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet, der dem 
Schuldner durch die Vollstreckung des Schuldtitels 
oder durch eine zur Abwendung der Vollstreckung 
gemachte Leistung entstanden ist. Das gleiche gilt, 
wenn die Zulassung der Zwangsvollstreckung aus 
einer Entscheidung, die zum Zeitpunkt der Zulas- 
sung nach dem Recht des Urteilsstaats noch mit 
einem ordentlichen Rechtsbehelf angefochten wer- 
den konnte, nach § 29 aufgehoben oder abgeändert 
wird. 

(2) Für die Geltendmachung des Anspruchs ist 
das Landgericht ausschließlich zuständig, das über 
den Antrag, den Schuldtitel mit der Vollstreckungs- 
klausel zu versehen, entschieden hat. 

§ 31 

Die Vorschriften des § 29 gelten sinngemäß, wenn 
die Entscheidung in dem Vertrags Staat, in dem sie 
ergangen ist, aufgehoben oder abgeändert wird und 
die Partei, gegen welche die Anerkennung geltend 
gemacht wird, diese Tatsache nicht mehr in dem 
Verfahren über den Antrag auf Feststellung, daß 
die Entscheidung anzuerkennen ist, geltend machen 
kann. 


Vierter Abschnitt 

Besondere Vorschriften für Entscheidungen 
deutscher Gerichte 


§ 32 

Ist zu erwarten, daß ein Versäumnis- oder Aner- 
kenntnisurteil in einem anderen Vertragsstaat gel- 
tend gemacht werden soll, so darf das Urteil nicht 
in abgekürzter Form (§ 313 Abs. 3 der Zivilprozeß- 
ordnung) hergestellt werden. 


§ 33 

(1) Will eine Partei ein Versäumnis- oder An- 
erkenntnisurteil, das nach § 313 Abs. 3 der Zivil- 
prozeßordnung in abgekürzter Form hergestellt ist, 
in einem anderen Vertragsstaat geltend machen, 
so ist das Urteil auf ihren Antrag zu vervollstän- 
digen. Der Antrag kann bei dem Gericht schriftlich 
oder durch Erklärung zum Protokoll der Geschäfts- 
stelle gestellt werden, über den Antrag wird ohne 
mündliche Verhandlung entschieden. Die Vorschrift 
des § 13 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) Zur Vervollständigung des Urteils sind der 
Tatbestand und die Entscheidungsgründe nachträg- 
lich anzufertigen, von den Richtern besonders zu 
unterschreiben und der Geschäftsstelle zu über- 
geben; der Tatbestand und die Entscheidungsgründe 
können auch von Richtern unterschrieben werden, 
die bei dem Urteil nicht mitgewirkt haben. 

(3) Für die Berichtigung des nachträglich ange- 
fertigten Tatbestandes gelten die Vorschriften des 
§ 320 der Zivilprozeßordnung entsprechend. Jedoch 
können bei der Entscheidung über einen Antrag 
auf Berichtigung auch solche Richter mitwirken, die 
bei dem Urteil oder der nachträglichen Anfertigung 
des Tatbestandes nicht mitgewirkt haben. 

(4) Für die Vervollständigung des Urteils wer- 
den Gerichtsgebühren nicht erhoben. 


§ 34 

Arrestbefehlen, einstweiligen Anordnungen oder 
Verfügungen, die in einem anderen Vertragsstaat 
geltend gemacht werden sollen, ist eine Begründung 
beizufügen. Die Vorschriften des § 33 gelten ent- 
sprechend. 

§ 35 

Vollstreckungsbefehle, Arrestbefehle und einst- 
weilige Verfügungen, auf Grund deren ein Gläu- 
biger die Zwangsvollstreckung in einem anderen 
Vertragsstaat betreiben will, sind auch dann mit 
der Vollstreckungsklausel zu versehen, wenn dies 
für eine Zwangsvollstreckung im Inland nach den 
Vorschriften des § 796 Abs. 1, des § 929 Abs. 1 und 
des § 936 der Zivilprozeßordnung nicht erforderlich 
wäre. 

Fünfter Abschnitt 

Mahnverfahren 

§ 36 

(1) Das Mahnverfahren findet auch statt, wenn 
die Zustellung des Zahlungsbefehls in einem an- 
deren Vertragsstaat erfolgen muß. 

(2) Macht der Gläubiger geltend, daß das Ge- 
richt auf Grund einer Vereinbarung zuständig sei, 
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hat er dem Mahngesuch die nach Artikel 17 Abs. 1 
des Übereinkommens erforderlichen Schriftstücke 
über die Vereinbarung beizufügen. 

(3) Die Widerspruchsfrist (§ 692 der Zivilprozeß- 
ordnung) beträgt einen Monat In dem Zahlungsbe- 
fehl ist der Schuldner darauf hinzuweisen, daß er 
einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen hat 
(§ 174 der Zivilprozeßordnung). 


Sechster Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 37 

§ 37 a des Gerichtskostengesetzes wird wie folgt 
geändert: 

1. Als Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Im Verfahren auf Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung aus Schuldtiteln und im Verfahren 
auf Feststellung der Anerkennung einer Ent- 
scheidung nach dem Gesetz zur Ausführung des 
Übereinkommens vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen vom (Bundes- 

gesetzbl. II S ) werden erhoben 

a) für das Verfahren über den Antrag, den 
Schuldtitel mit der Vollstreckungsklausel zu 
versehen oder festzustellen, ob die Entschei- 
dung anzuerkennen ist, eine Gebühr von 100 
Deutsche Mark, 

b) für das Verfahren über die Beschwerde ge- 
gen die Zulassung der Zwangsvollstreckung, 
die Feststellung der Anerkennung oder die 
Ablehnung des Antrags eine Gebühr von 150 
Deutsche Mark, 

c) für das Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
eine Gebühr von 200 Deutsche Mark." 

2. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 


§ 38 

(1) § 20 des Rechtspflegergesetzes vom 5. No- 
vember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), zuletzt ge- 
ändert durch (Bundesgesetzbl. IS ), 

wird wie folgt geändert: 

% 

1. Nummer 12 erhält folgende Fassung: 

„12. Die Erteilung der vollstreckbaren Ausfer- 
tigungen in den Fällen des § 726 Abs. 1, 
der §§ 727 bis 729, 733, 738, 742, 744, 745 
Abs. 2 sowie des § 749 der Zivilprozeßord- 
nung, des § 16 des Mieterschutzgesetzes 
und der §§ 8, 16 Abs. 2 und des § 20 Abs. 4 
des Gesetzes zur Ausführung des Überein- 
kommens vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Voll- 


streckung gerichtlicher Entscheidungen in 

Zivil- und Handelssachen vom 

(Bundesgesetzbl. IS )." 

2. Hinter Nummer 16 wird folgende neue Num- 
mer 16 a eingefügt: 

„16a. die Anordnung, daß die Sache versteigert 
und der Erlös hinterlegt werde, nach § 24 
des Gesetzes zur Ausführung des Über- 
einkommens vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 

in Zivil- und Handelssachen vom 

(Bundesgesetzbl. IS .);" 

(2) § 26 des Rechtspflegergesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

.9 26 

Verhältnis des Rechtspflegers zum Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle 

Die Zuständigkeit des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle nach Maßgabe der gesetzlichen 
Vorschriften bleibt unberührt, soweit sich nicht 
aus § 20 Nr. 1 (zu § 699 der Zivilprozeßord- 
nung), § 20 Nr. 12 (zu den §§ 726 ff. der Zivil- 
prozeßordnung und den §§ 8, 16 Abs. 2, § 20 
Abs. 4 des Gesetzes zur Ausführung des Über- 
einkommens vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrek- 
kung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 

Handelssachen vom [Bundesgesetzbl. 

IS ]), § 21 Nr. 1 und 2 (Festsetzungs ver- 

fahren) und § 24 (Aufnahme von Erklärungen) 
etwas anderes ergibt. 11 

§ 39 

Die Ermächtigung nach § 21 des Gesetzes zur 
Ausführung des Vertrages vom 30. August 1962 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich der Niederlande über die gegenseitige 
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen und anderer Schuldtitel in Zivil- und 
Handelssachen (Bundesgesetzbl. 1965 I S. 17) gilt 
auch für das Verfahren auf Feststellung der Aner- 
kennung (Artikel 26 Abs. 2 des Übereinkommens, 
§28). 

§ 40 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 41 

(1) Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Über- 
einkommen vom 27. September 1968 über die ge- 
richtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung ge- 
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem dieses Gesetz in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zur Ausführung des Artikels 220 des Vertrages vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (Bundesgesetzbl. II S. 766) 
haben die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften das Übereinkommen vom 27. Sep- 
tember 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen geschlossen (vgl. den Ent- 
wurf eines Zustimmungsgesetzes zu dem Überein- 
kommen — Drucksache VI/ 1 973 — ). Außerdem wur- 
den durch das Protokoll vom 3. Juni 1971 betreffend 
die Auslegung des Übereinkommens vom 27. Sep- 
tember 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen durch den Gerichtshof ge- 
wisse Zuständigkeiten zur Auslegung dieses Über- 
einkommens dem Gerichtshof der Europäischen Ge- 
meinschaften übertragen. Das Übereinkommen vom 
27. September 1968 bedarf zu seiner Ausführung in 
der Bundesrepublik Deutschland eines besonderen 
Gesetzes. 

Der erste Hauptteil des Übereinkommens über die 
Zuständigkeit (Artikel 2 bis 24) bildet allerdings 
ein in sich geschlossenes System von unmittelbar 
anwendbaren Kompetenznormen, die für alle Ver- 
fahren mit Beziehung zu mehreren Vertragsstaaten 
die internationale und teilweise auch die örtliche 
Zuständigkeit der Gerichte festlegen, ohne daß zu- 
sätzlich noch besondere nationale Gerichtsstände 
geschaffen werden müßten. Deshalb sind zu diesem 
ersten Teil Ausführungsvorschriften nicht erforder- 
lich. 

Dagegen müssen für das Verfahren, in dem ge- 
richtliche Entscheidungen, Prozeßvergleiche und 
öffentliche Urkunden zur Zwangsvollstreckung zu- 
gelassen werden, noch ergänzende innerstaatliche 
Vorschriften erlassen werden, ähnlich wie dies für 
das „ Exequaturverfahren iJ der geltenden Vollstrek- 
kungsverträge geschehen ist. 

Gegenüber den bisherigen Ausführungsgesetzen zu 
Vollstreckungsabkommen ergibt sich die Besonder- 
heit, daß bereits in dem Übereinkommen selbst das 
Verfahren, in dem gerichtliche Entscheidungen, Pro- 
zeßvergleiche und öffentliche Urkunden aus einem 
anderen Vertragsstaat zur Zwangsvollstreckung zu- 
zulassen sind, in den Grundzügen einheitlich fest- 
gelegt ist (Artikel 31 ff. des Übereinkommens). Dabei 
regelt das Übereinkommen nicht nur, wie bei einem 
Antrag des Gläubigers, seinen Schuldtitel mit der 
Vollstreckungsklausel zu versehen, zu verfahren 
ist und welche Rechtsbehelfe den Beteiligten zur 
Verfügung stehen (Artikel 36, 37, 40, 41); es be- 
stimmt vielmehr auch unmittelbar die örtliche und 
sachliche Zuständigkeit der Gerichte, die in den ein- 
zelnen Vertragsstaaten über Anträge und Rechts- 
mittel zu entscheiden haben (Artikel 32, 37, 40, 41). 


Damit ist gegenüber den Ausführungsgesetzen zu 
den bisherigen Vollstreckungsverträgen, die das 
sogenannte Exequaturverfahren der einseitigen 
Regelung eines jeden Vertragspartners überlassen 
(vgl. die Denkschrift zu dem Übereinkommen 
— Drucksache W 1973 S. 48 ff. — ), die Befugnis des 
nationalen Gesetzgebers, das Verfahren auszuge- 
stalten, erheblich eingeengt. 

Gleichwohl sind noch eine Reihe von Vorschriften 
notwendig, damit die deutschen Gerichte das nur 
in den Grundzügen vertraglich festgelegte Verfah- 
ren durchführen können. Bei dieser ergänzenden 
„nationalen" Regelung waren die einzelnen Vor- 
schriften, soweit sich diese in dem international ein- 
heitlich festgelegten Rahmen ermöglichen läßt, mit 
der Zivilprozeßordnung in Einklang zu halten; ohne- 
hin ist auf die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
stets zurückzugreifen, wenn weder das Übereinkom- 
men noch dieses Gesetz eine Regelung vorsehen. 
Weiter ist bei der Ausarbeitung des Entwurfs als 
Richtschnur beachtet worden, möglichst nicht von den 
Ausführungsgesetzen zu anderen Vollstreckungs- 
verträgen abzuweichen. Dabei konnte vor allem das 
Gesetz zur Ausführung des Vertrages vom 30. 
August 1962 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich der Niederlande über die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung ge- 
richtlicher Entscheidungen und anderer Schuldtitel 
in Zivil- und Handelssachen vom 15. Januar 1965 
(Bundesgesetzbl. IS. 17) als Vorbild dienen; denn 
in diesem Vertrag ist ein erleichtertes Verfahren 
zur Vollstreckbarerklärung, das die Erteilung der 
Vollstreckungsklausel in einem ersten einseitigen 
Abschnitt vorsieht, eingeführt worden, das in dem 
Ausführungsgesetz näher ausgestaltet wurde. Wie 
in der Denkschrift zu dem Übereinkommen vom 
27. September 1968 (Drucksache VI/ 1973 S. 49 ff.) dar- 
gelegt wurde, weisen das Verfahren zur Erteilung 
der Vollstreckungsklausel nach dem deutsch-nieder- 
ländischen Vertrag und das Verfahren nach den 
Artikeln 31 ff. des Übereinkommens starke Paral- 
lelen auf. 

Als weitere Besonderheit muß bei der Ausführung 
des Übereinkommens berücksichtigt werden, daß 
die — jedenfalls von deutscher Seite — bisher ab- 
geschlossenen Verträge kein besonderes Verfahren 
vorsehen, in dem Zweifel über die Anerkennungs- 
fähigkeit einer gerichtlichen Entscheidung geklärt 
werden können. Das Übereinkommen führt nun- 
mehr ein solches Verfahren ein und bestimmt, daß 
die Feststellung über die Anerkennung in dem 
Verfahren zu treffen ist, in dem die Schuldtitel zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen werden (Arti- 
kel 26 Abs. 2). Demgemäß konnte auch in dem Aus- 
führungsgesetz für das Feststellungsverfahren mög- 
lichst auf die ergänzenden Vorschriften über die 
Zulassung zur Zwangsvollstreckung verwiesen wer- 
den. Deshalb werden die Vorschriften über die Zu- 
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lassung zur Zwangsvollstreckung vor den Bestim- 
mungen für das Verfahren der Feststellung der 
Anerkennung angeordnet. Im übrigen aber hält sich 
die Anordnung des Ausführungsgesetzes an die 
Reihenfolge des Übereinkommens. 

Der Entwurf ist in sechs Abschnitte gegliedert. 

Der erste Abschnitt (§§ 1 bis 27) regelt die Einzel- 
heiten des Verfahrens, in dem die unter das Über- 
einkommen fallenden Schuldtitel — gerichtliche Ent- 
scheidungen, öffentliche Urkunden und Prozeßver- 
gleiche — zur Zwangsvollstreckung in der Bundes- 
republik Deutschland zugelassen werden. Ferner 
wird Besonderheiten der Zwangsvollstreckung Rech- 
nung getragen, die sich dadurch ergeben, daß nach 
dem Übereinkommen (Artikel 39) der mit der Voll- 
streckungsklausel versehene Schuldtitel zunächst 
nur die Grundlage für die Sicherung des Gläubigers 
bildet. 

Dem Verfahren, in dem ein Streit über die Anerken- 
nungsfähigkeit einer Entscheidung aus dem an- 
deren Vertragsstaat ausgetragen werden kann, ist 
der zweite Abschnitt gewidmet. Dieser besteht nur 
aus dem § 28, da für dieses Verfahren weitgehend 
auf die Regelung für die Zulassung zur Zwangsvoll- 
streckung verwiesen werden kann. 

Der dritte Abschnitt (§§ 29 bis 31) befaßt sich mit 
den Auswirkungen einer Aufhebung oder Abände- 
rung des Schuldtitels in dem Vertragsstaat, in dem 
er errichtet worden ist. 

In dem vierten Abschnitt werden einige Fragen ge- 
löst, die sich bei der Anwendung des Übereinkom- 
mens für die Gestaltung deutscher Titel ergeben, 
die in einem anderen Vertragsstaat anerkannt oder 
vollstreckt werden sollen. So ist darauf Bedacht zu 
nehmen, daß deutsche Versäumnis- und Anerkennt- 
nisurteile in abgekürzter Form, die keinen Tat- 
bestand und keine Entscheidungsgründe enthalten, 
vervollständigt werden können. Vollstreckungs- 
befehle, Arreste und einstweilige Verfügungen sind 
mit einer Vollstreckungsklausel zu versehen, falls 
sie in einem anderen Vertragsstaat vollstreckt wer- 
den sollen. 

Nach Artikel 25 des Übereinkommens gehören zu 
den „Entscheidungen" im Sinne dieses Übereinkom- 
mens auch Vollstreckungsbefehle. Im fünften Ab- 
schnitt, der nur aus dem § 36 besteht, werden aus 
der Einbeziehung der Vollstreckungsbefehle in das 
Übereinkommen Folgerungen gezogen. Das Mahn- 
verfahren, das bisher auf Verfahren beschränkt ist, 
in denen die Zustellung im Inland zu erfolgen hat 
(§ 688 Abs. 2 ZPO), soll nunmehr auch stattfinden, 
wenn der Zahlungsbefehl in einem anderen Ver- 
tragsstaat zuzustellen ist. 

Schließlich sind im sechsten und letzten Abschnitt 
einige Schlußbestimmungen zusammengestellt, die 
vor allem notwendige Änderungen der Kosten- 
gesetze und des Rechtspflegergesetzes vorsehen und 
das Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes regeln. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist 
folgendes zu bemerken: 


Zu § 1 

In dem Bestreben, dem Gläubiger die Einleitung des 
Verfahrens nach den Artikeln 31 ff. des Überein- 
kommens von einem anderen Vertragsstaat aus 
möglichst zu erleichtern, legt das Übereinkommen 
bereits selbst die sachliche und örtliche Zuständig- 
keit des Gerichts fest, an das der Antrag auf Er- 
teilung der Vollstreckungsklausel zu richten ist. In 
der Bundesrepublik Deutschland steht die Entschei- 
dung über die Erteilung der Vollstreckungsklausel 
dem Vorsitzenden einer Kammer des Landgerichts 
zu, dem damit eine selbständige richterliche Funk- 
tion übertragen ist (Artikel 32 Abs. 1; vgl. die ähn- 
liche Regelung in § 1 Abs. 1, § 3 des Ausführungs- 
gesetzes zum deutsch-niederländischen Vollstrek- 
kungsvertrag). 

Die ärztliche Zuständigkeit richtet sich grundsätz- 
lich nach dem Wohnsitz des Schuldners; nur für 
den Fall, daß der Schuldner nicht im Vollstreckungs- 
staat wohnt, wird subsidiär das Gericht für zustän- 
dig erklärt, in dessen Bezirk die Zwangsvollstrek- 
kung durchgeführt werden soll (Artikel 32 Abs. 2). 

Da durch diese vertraglichen Vorschriften die sach- 
liche und örtliche Zuständigkeit der deutschen Ge- 
richte unmittelbar festgelegt wird, bedarf es inso- 
weit keiner nationalen Ausführungsvorschriften 
mehr. 

Ergänzend soll aber klargestellt werden, daß die 
sachliche und örtliche Zuständigkeit ausschließlicher 
Natur ist. Diese Regelung entspricht den Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu Vollstreckungsverträgen, 
welche Deutschland mit anderen Ländern abgeschlos- 
sen hat (vgl. z. B. § 1 des Ausführungsgesetzes zum 
deutsch-niederländischen Vollstreckungsvertrag) . 
Sie ist auch sachgerecht. Das Verfahren zur Erteilung 
der Vollstreckungsklausel steht als Verbindung 
zwischen dem ausländischen Erkenntnisverfahren 
und der Zwangsvollstreckung im Inland im engen 
Zusammenhang mit dem Vollstreckungsverfahren. 
Die Gerichtsstände für die Zwangsvollstreckung sind 
ebenfalls ausschließlicher Natur (§ 802 ZPO), „da- 
mit nicht dieselbe Sache nacheinander zur Entschei- 
dung verschiedener Gerichte gelangt" (Begründung 
zum Entwurf einer Zivilprozeßordnung, § 656, Hahn, 
Die gesamten Materialien zu den Reichs-Justizgeset- 
zen, 1. Band, S. 421). Ein solches „Nacheinander" 
ist auch bei dem Verfahren zu vermeiden, in dem die 
Zulassung der Zwangsvollstreckung nach dem Uber- 
| einkommen beantragt wird. 


Zu § 2 

In der Praxis haben sich Zweifel ergeben, ob das 
Verfahren der Vollstreckbarerklärung zu den 
Rechtssachen gehört, auf welche die Ferien ohne 
Einfluß sind (§ 202 GVG). 

Diese Zweifel sollen für die Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung nach dem Übereinkommen vom 
27. September 1968 durch eine ausdrückliche Klar- 
stellung von vornherein ausgeschlossen werden, so 
wie dies schon für die Vollstreckbarerklärung nach 
dem Vertrag vom 19. Juli 1966 zwischen der Bundes- 
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republik Deutschland und der Tunesischen Republik 
über Rechtsschutz und Rechtshilfe, die Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen sowie über die Handels- 
schiedsgerichtsbarkeit geschehen ist (vgl. § 5 Abs. 2 
des Ausführungsgesetzes vom 29. April 1969 — 
Bundesgesetzbl. 1969 I S. 333). Nach dem Überein- 
kommen ist jeder Vertragsstaat verpflichtet, die 
Verfahren so schnell wie möglich durchzuführen. 
Die Eilbedürftigkeit der Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung kommt schon in der Ausgestaltung 
des Verfahrens zum Ausdruck, wie es im Überein- 
kommen einheitlich festgelegt ist. Dieser Grundsatz 
der Beschleunigung verlangt, daß die Verfahren als 
Feriensachen behandelt werden. 

Feriensachen sind nach § 2 alle Verfahren, in denen 
die Zulassung der Zwangsvollstreckung nach dem 
Übereinkommen verlangt wird, also auch die Ver- 
fahren, in denen der Antrag später abgelehnt oder 
über ein Rechtsmittel entschieden wird. 


Zu § 3 

Nach Artikel 33 Abs. 1 des Übereinkommens ist 
„für die Stellung des Antrags das Recht des Voll- 
streckungsstaats maßgebend". In dem Bericht zu 
dem Übereinkommen (Drucksache VI/ 1973 S. 92) 
wird hierzu erläutert, daß „der Inhalt des Antrags 
im einzelnen, die Anzahl der dem Gericht vorzu- 
legenden Ausfertigungen, die Bestimmung der zur 
Entgegennahme des Antrags zuständigen Gerichts- 
stelle, gegebenenfalls die Sprache, in der der An- 
trag abzufassen ist, sowie die Notwendigkeit der 
Mitwirkung eines Anwalts oder eines anderen 
Rechtsvertreters" sich nach den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften richten soll. 

Diese näheren Vorschriften über die Förmlichkeiten 
des Antrags enthält § 3. Um die Einleitung des Ver- 
fahrens mit möglichst wenig Formalien zu belasten, 
wird dem Gläubiger die Wahl gelassen, ob er den 
Antrag mittels eines Schriftsatzes bei dem Land- 
gericht einbringen oder ob er ihn mündlich zu Pro- 
tokoll der Geschäftsstelle erklären will. Hieraus er- 
gibt sich, daß die Stellung des Antrags nicht dem 
Anwaltszwang unterliegt (vgl. § 78 Abs. 2 ZPO). 

Der Antragsteller hat ferner die Urkunden dem 
Landgericht einzureichen, die in den Artikeln 46, 47 
des Übereinkommens einheitlich angeführt sind. 
Diese Urkunden wird der Antragsteller, wie dies 
Artikel 33 Abs. 3 des Übereinkommens auch vor- 
schreibt, seinem Antrag sogleich beifügen, um Ver- 
zögerungen durch Auflagen nach Artikel 48 des 
Übereinkommens zu vermeiden. Für den Fall, daß 
der Antrag von einem Vertreter eingereicht oder 
erklärt wird, sind die allgemeinen Vorschriften über 
den „Nachweis der Prozeßvollmacht" sinngemäß zu 
beachten (§§ 80 ff. ZPO). 

Aus diesen Urkunden ergibt sich, zu welcher Ent- 
scheidung oder zu welchem anderen Schuldtitel die 
Vollstreckungsklausel im Sinne des Artikels 31 
beantragt wird sowie für und gegen wen die Voll- 
streckung betrieben werden soll. Die Gesamtheit 
dieser Schriftstücke wird auch in aller Regel als 


Unterlage für die Entscheidung des Vorsitzenden 
ausreichen, die unverzüglich nach Stellung des 
formgerechten Antrags zu ergehen hat. 

Das Übereinkommen enthält zu der Frage, ob die 
in fremder Sprache abgefaßten Schriftstücke über- 
setzt werden müssen, eine besondere Regelung für 
die Urkunden, die dem Antrag nach Artikel 33 
Abs. 3 und den Artikeln 46, 47 des Übereinkommens 
beizufügen sind. Diese Bestimmungen in Artikel 48 
Abs. 2 des Übereinkommens weichen insofern von 
dem üblichen System in Vollstreckungsverträgen ab, 
als eine Übersetzung nicht von vornherein gefor- 
dert wird. Die Frage, ob auch der Schriftsatz mit 
dem Antrag selbst von einer Übersetzung begleitet 
sein muß, überläßt das Übereinkommen dem natio- 
nalen Gesetzgeber. 

In § 3 Abs. 2 wird eine Bestimmung vorgesehen, die 
von der elastischen Regelung des Artikels 46 Abs. 2 
des Übereinkommens ausgeht, gleichzeitig aber auch 
dem Grundsatz Rechnung trägt, daß nach § 184 GVG 
die Gerichtssprache deutsch ist. Mit dem 1. Halb- 
satz der Vorschrift wird klargestellt, daß der An- 
trag grundsätzlich in deutscher Sprache abzufassen 
ist. Dieser Grundsatz wird vor allem dann unbe- 
schränkt gelten, wenn der Antrag von einem deut- 
schen Rechtsanwalt eingereicht wird. In manchen 
Fällen wird jedoch der Antrag unmittelbar von dem 
ausländischen Gläubiger in dessen Sprache gestellt 
werden. Im Interesse der Erleichterung des Ver- 
fahrens gerade für ausländische Gläubiger soll für 
dieses Übereinkommen klargestellt werden, daß ein 
solcher Antrag nicht unbeachtlich ist. Das Gericht 
soll vielmehr zwei Möglichkeiten haben. Wenn der 
Vorsitzende die Sprache, in der der Antrag abgefaßt 
ist, ausreichend beherrscht, kann er ihn bearbeiten, 
ohne daß er eine Übersetzung verlangt. Hat der 
Vorsitzende keine ausreichenden Kenntnisse in die- 
ser Sprache, sö darf er den fremdsprachlichen Antrag 
nicht von vornherein als unzulässig zurückweisen. 
In diesem Falle hat er vielmehr dem Antragsteller 
aufzugeben, eine Übersetzung des Antrages beizu- 
bringen. Dem Gläubiger kann auch die Beschaffung 
einer solchen Übersetzung zugemutet werden, zu- 
mal die Antragsschrift in aller Regel kurzgefaßt 
werden kann und die Beglaubigung der Überset- 
zung erleichtert wird. 

Bearbeitet der Vorsitzende den Antrag, ohne daß 
eine Übersetzung vorliegt, und wird vom Schuldner 
Beschwerde eingelegt, so ist auch das Beschwerde- 
gericht oder das Gericht der Rechtsbeschwerde noch 
befugt, dem Gläubiger aufzugeben, eine Überset- 
zung der Antragsschrift beizubringen. 

Der Antrag und seine Anlagen sind — bei der ein- 
seitigen Ausgestaltung des ersten Verfahrensab- 
schnitts — dem Schuldner nicht zuzustellen. Den- 
noch werden im Verlaufe des weiteren Verfahrens 
mehrere Stücke der Entscheidung und, sofern eine 
Übersetzung davon vorgelegt wird (vgl. Artikel 48 
Abs. 2 des Übereinkommens), auch der Übersetzung 
benötigt (vgl. §§ 8, 9). Im Interesse der Geschäfts- 
vereinfachung soll der Antragsteller nach der Ord- 
nungsvorschrift des Absatzes 3 der Entscheidung 
oder dem anderen Schuldtitel zwei Abschriften bei- 
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fügen. Das gleiche gilt für die Übersetzung, falls 
eine solche entweder von vornherein oder auf Grund 
einer Auflage nach Artikel 48 Abs. 2 des Überein- 
kommens dem Gericht eingereicht wird. Unterläßt 
es der Antragsteller, die erforderliche Zahl von Ab- 
schriften beizufügen, so veranlaßt die Geschäfts- 
stelle des Gerichts die Anfertigung der erforder- 
lichen Abschriften auf seine Kosten (§ 91 Abs. 1 
Nr. 2GKG). 

Zu §4 

Das deutsche Recht kennt das „Wahldomizir nicht, 
wie es unter anderem das französische Recht vor- 
sieht (vgl. Artikel 61, 422, 435 Code de procedure 
civile). Deshalb ist der Gläubiger, der im Ausland 
ansässig ist und bei einem deutschen Landgericht 
die Erteilung der Vollstreckungsklausel beantragt, 
nach Artikel 33 Abs. 2 Satz 2 verpflichtet, einen 
Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen. Auf diese 
Weise soll die Zustellung an den Gläubiger im Aus- 
land vermieden werden. 

Entsprechend dem Zweck der Einrichtung des Zu- 
stellungsbevollmächtigten, die Zustellung und Mit- 
teilung von Schriftstücken an den Antragsteller im 
Ausland zu erleichtern, wird grundsätzlich bestimmt, 
daß eine im Bezirk des angerufenen Landgerichts 
ansässige Person bestellt werden muß. Diese Re- 
gelung bedeutet gegenüber den Vorschriften der 
§§ 174, 175 ZPO, die auf den Ort des Prozeßgerichts 
oder den Amtsgerichtsbezirk abstellen, bereits eine 
gewisse Auflockerung. Da es dem Antragsteller oft 
nicht leicht fallen wird, vom Ausland her eine im 
Gerichtsbezirk ansässige Person zu finden, erschien 
es zweckmäßig, die Auswahl des Zustellungsbevoll- 
mächtigten noch mehr zu erleichtern. Nach Absatz 1 
Satz 2 kann es der Vorsitzende zulassen, daß der 
Antragsteller auch eine an einem anderen inländi- 
schen Ort ansässige Person zu seinem Zustellungs- 
bevollmächtigten bestellt (z. B. einen Vertrauens- 
anwalt, einen Geschäftsfreund, einen geschäftlichen 
Vertreter). Die Genehmigung des Vorsitzenden setzt 
keinen besonderen Antrag voraus und kann formlos 
ergehen. Eine Erleichterung für den ausländischen 
Gläubiger bedeutet es, daß auch eine Personen- 
mehrheit, z. B. eine Gesellschaft, mit der er in 
Geschäftsverbindung steht, zum Zustellungsbevoll- 
mächtigten bestellt werden kann (Stein-Jonas, Kom- 
mentar zur Zivilprozeßordnung, 19. Aufl., § 174 
Bern. III). 

Wenn der Antragsteller seiner Verpflichtung nicht 
nachkommt, einen Zustellungsbevollmächtigten zu 
benennen, wird die Zustellung durch Aufgabe zur 
Post bewirkt, die § 175 der Zivilprozeßordnung 
vorsieht. 

Mit der Übergabe des zuzustellenden Schriftstücks 
an die Post ist die Zustellung durch Aufgabe zur 
Post bewirkt. Es handelt sich also um eine Zu- 
stellung im Inland, die in den anderen Vertrags- 
staaten nicht als unzulässige unmittelbare Zustel- 
lung angesehen werden kann. Das mit dieser Zu- 
stellungsform verbundene Risiko muß der Antrag- 
steller, der seiner Pflicht aus Artikel 33 Abs. 2 des 
Übereinkommens nicht nachkommt, tragen. 


In vielen Fällen, vor allem wenn der Gläubiger 
nicht in ständigen Geschäftsbeziehungen mit Per- 
sonen in der Bundesrepublik Deutschland steht, 
wird es für den Antragsteller im Ausland nicht 
leicht sein, eine im Gerichtsbezirk ansässige Person 
ausfindig zu machen, die zu seiner Vertretung im 
Zustellungsverkehr bereit ist. Es würde aber eine 
zu weitgehende Fürsorge für den Antragsteller be- 
deuten, wenn das Gericht immer dann, wenn ein 
ausländischer Antragsteller keinen Zustellungs- 
bevollmächtigten benennt, einen solchen von Amts 
wegen für ihn bestellen würde. Eine derartige Maß- 
nahme ist auch für die ausländische Partei im Er- 
kenntnisverfahren nicht vorgesehen. Mit der Be- 
stellung eines Zustellungsbevollmächtigten von 
Amts wegen durch das Gericht würden beim aus- 
ländischen Antragsteller wahrscheinlich oft falsche 
Vorstellungen darüber entstehen, welche Befugnisse 
der Zustellungsbevollmächtigte hat. Wenn ein Ge- 
richtsvollzieher auf diese Weise bestellt würde, 
könnten schwierige Probleme seiner Haftung, seiner 
Vergütung und zu anderen Fragen entstehen. Diese 
Schwierigkeiten sollen durch die Verweisung auf 
die Zustellung durch Aufgabe zur Post, die auch 
in anderen Fällen mit Auslandsberührung vor- 
genommen wird, vermieden werden. 

Wie im Rahmen der §§ 174, 175 ZPO können den 
Zustellungsbevollmächtigten nicht nur die für den 
Antragsteller bestimmten Schriftstücke, die förmlich 
zuzustellen sind, sondern auch die lediglich form- 
los mitzuteilenden Schriftstücke übermittelt werden 
(Stein-Jonas, Kommentar zur Zivilprozeßordnung, 
19. Aufl., § 174 Bern. III). 

Die Bestellung des Zustellungsbevollmächtigten gilt 
nicht nur für den ersten Abschnitt des Verfahrens, 
in dem über die Zulassung der Zwangsvollstreckung 
entschieden wird; sie bleibt vielmehr bis zu dessen 
rechtskräftigen Abschluß wirksam, es sei denn, daß 
der Bevollmächtigte durch eine andere Person er- 
setzt wird (Stein-Jonas, Kommentar zur Zivilprozeß- 
ordnung, 19. Aufl., § 175 Bern. I 3; vgl. ferner Be- 
richt, Drucksache W1973, S. 93). 

Die in Absatz 3 vorgesehene Ausnahme geht von 
der Regelung in § 174 ZPO aus. Allerdings war auch 
hier vorzusehen, daß zugunsten des Antragstellers 
im Ausland ein etwas größerer Personenkreis als 
„Prozeßvertreter" in Betracht kommt, durch dessen 
Bestellung sich die Benennung eines besonderen Zu- 
stellungsbevollmächtigten erübrigt. Die Befreiung, 
die der Vorsitzende nach Absatz 3 Satz 2 erteilen 
kann, setzt ebenfalls keinen Antrag voraus; sie kann 
formlos erfolgen. 


Zu § 5 

Das Übereinkommen legt für alle Vertragsstaaten 
zwingend fest, daß über die Erteilung der Vollstrek- 
kungsklausel in einem ersten Verfahrensabschnitt, 
an dem einseitig nur der Gläubiger (Antragsteller) 
beteiligt ist, unverzüglich entschieden werden muß 
(Artikel 34 des Übereinkommens). 

Im Regelfall wird der Richter anhand des Antrags, 
dem die in Artikel 46, 47 des Übereinkommens 
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angeführten Urkunden vollständig und ordnungs- 
mäßig beigefügt sind, die inhaltlich stark einge- 
schränkte Prüfung (Artikel 34 Abs. 2, 3 des Über- 
einkommens) vornehmen und über den Antrag ent- 
scheiden können, ohne den Antragsteller zu ergän- 
zenden Erklärungen und der Vorlage weiterer 
Unterlagen auffordern zu müssen. Der Antragsteller 
soll seinen Antrag vom Ausland her dem zustän- 
digen deutschen Gericht übermitteln können, ohne 
daß ihm eine vielleicht weite und kostspielige Reise 
an den Ort des Gerichts zugemutet oder von ihm 
die Bestellung eines Bevollmächtigten für das Ver- 
fahren verlangt wird. 

Diesen Vorstellungen entspricht es, wenn § 5 an- 
ordnet, daß der Vorsitzende im schriftlichen Ver- 
fahren entscheidet. 

Der Grundsatz der Schriftlichkeit des Verfahrens 
soll aber nicht starr durchgeführt werden. In beson- 
ders gelagerten Fällen kann eine mündliche Er- 
örterung mit dem Antragsteller oder seinem Ver- 
treter die Prüfung des Gesuchs und seiner Anlagen 
erleichtern, Mißverständnisse beseitigen und so zu 
einer Beschleunigung führen. Da diese Erörterung 
nur erfolgen darf, wenn der Antragsteller oder sein 
Bevollmächtigter einverstanden ist, wird sicherge- 
stellt, daß der Antragsteller oder sein Vertreter 
nicht gegen seinen Willen zu einer vielleicht län- 
geren Reise veranlaßt wird. Auch wenn es zu einer 
mündlichen Erörterung kommt, muß die vertraglich 
festgelegte Einseitigkeit des Verfahrens vor dem 
Vorsitzenden gewahrt werden. Der Schuldner darf 
also zu einer mündlichen Erörterung nicht hinzuge- 
zogen werden, selbst wenn der Antragsteller mit 
dieser Teilnahme einverstanden wäre (vgl. Bericht, 
Drucksache VI/ 1973 S. 93). Das gleiche gilt, wenn 
vor dem Vorsitzenden eine Beweisaufnahme statt- 
fände, die nur in besonderen Ausnahmefällen in 
Betracht kommt. 

Für das Verfahren, in dem der Vorsitzende an- 
hand der vorgelegten Unterlagen von Amts wegen 
die Zulässigkeit des Antrags und das Vorliegen von 
Versagungsgründen prüft, braucht der Anwalts- 
zwang (§ 78 Abs. 1 ZPO) nicht vorgesehen zu wer- 
den. Diese Vorschrift des Absatzes 2 gilt ohne 
Rücksicht darauf, ob der Antragsteller noch weitere 
schriftliche Erklärungen oder Unterlagen vorzulegen 
hat oder ob ausnahmsweise eine mündliche Erörte- 
rung stattfindet. 


Zu §6 

In Urteilen oder anderen Vollstreckungstiteln kann 
angeordnet sein, daß sie nur gegen Sicherheits- 
leistung, nach Ablauf einer Frist oder nach Eintritt 
einer bestimmten Tatsache vollstreckt werden dür- 
fen (vgl. für das deutsche Recht § 726 ZPO). Die 
Frage, ob die Vollstreckung in dieser Weise wirk- 
sam beschränkt ist, ob die Bedingungen für die 
Vollstreckung gegebenenfalls erfüllt sind und ob 
der Gläubiger vor Beginn der Vollstreckung den 
Eintritt der Bedingungen besonders nachweisen 
muß, beurteilt sich nach dem Recht des Staates, in 
dem der Titel errichtet worden ist. Das ergibt sich 


nicht nur aus den allgemeinen Grundsätzen des in- 
ternationalen Prozeßrechts, sondern auch aus Ar- 
tikel 31 des Übereinkommens, nach dem die Er- 
teilung der Vollstreckungsklausel in einem anderen 
Vertragsstaat voraussetzt, daß die Entscheidung im 
Urteilsstaat selbst vollstreckbar ist (vgl. Artikel 50 
und 51 des Übereinkommens für andere Vollstrek- 
kungstitel). 

Auch die Frage, ob der Titel für oder gegen einen 
Rechtsnachfolger der in ihm bezeichneten Partei 
vollstreckt werden kann, ist nach dem Recht des 
Urteils- oder Errichtungsstaates zu beantworten. 

Im Verfahren zur Erteilung der Vollstreckungs- 
klausel muß der Gläubiger gegebenenfalls den Nach- 
weis führen, daß die Bedingungen für die Voll- 
streckbarkeit des Titels erfüllt sind (vgl. auch Ar- 
tikel 47 Nr. 1 des Übereinkommens). Das gleiche 
gilt, wenn der Berechtigte im Sinne des Artikels 31 
des Übereinkommens eine andere Person als die 
im Titel angeführte Partei ist oder wenn auf seiten 
des Schuldners eine Rechtsnachfolge eingetreten ist. 

§ 6 enthält für diesen Nachweis eine ergänzende 
Regelung, wie sie sich auch in den Ausführungsge- 
setzen zu anderen Vollstreckungsverträgen findet 
(vgl. u. a. § 4 des Ausführungsgesetzes zum deutsch- 
niederländischen Vollstreckungsvertrag). 

Würde die Regelung, welche die Zivilprozeßordnung 
für das sogenannte „Klauselerteilungsverfahren" 
trifft, übernommen, so müßte dieser Nachweis durch 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden ge- 
führt werden (vgl. §§ 726, 727 ZPO). Während z. B. 
das Ausführungsgesetz zum deutsch-niederlän- 
dischen Vollstreckungsvertrag an dem Erfordernis 
festhält, daß der Nachweis im Verfahren zur Ertei- 
lung der Vollstreckungsklausel nur durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden geführt wer- 
den kann, sieht § 6 im Anschluß an Artikel 47 des 
Übereinkommens eine Erweiterung vor. Der Nach- 
weis kann durch alle Urkunden, also auch durch 
eine Privaturkunde im einseitigen Verfahren er- 
bracht werden. Diese Erweiterung der Beweismög- 
lichkeit erscheint geboten, weil Artikel 47 Nr. 1 des 
Übereinkommens ohne Einschränkung von den „Ur- 
kunden" spricht, aus denen sich die Vollstreckbar- 
keit im Urteilsstaat ergibt. Sie ist auch sachlich 
gerechtfertigt; dem ausländischen Gläubiger soll es 
nicht unmöglich sein, einen Nachweis im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 in dem vereinfachten Verfahren zur Zu- 
lassung der Zwangsvollstreckung zu führen, wenn 
etwa eine zu beweisende Tatsache nach dem Recht 
des Urteils- oder Errichtungsstaates nicht in einer 
öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde 
niedergelegt ist. Bei der Prüfung der Beweiskraft 
einer privaten Urkunde hat der deutsche Richter die 
allgemeinen Grundsätze anzuwenden. 

Absatz 2 regelt den Fall, in dem der ausländische 
Gläubiger den Nachweis nicht mit Urkunden führen 
kann, sei es, daß Urkunden nicht vorhanden sind, 
sei es, daß die vorgelegten Urkunden nicht aus- 
reichen. Alsdann müßte der Antrag, die Vollstrek- 
kungsklausel im vereinfachten Verfahren zu er- 
teilen, abgewiesen werden. Um diese für den Gläu- 
biger mißliche Lage zu vermeiden, wurde in den 
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Ausführungsgesetzen zu anderen Vollstreckungs- 
verträgen (vgl. u. a. § 4 letzter Satz des Ausfüh- 
rungsgesetzes zum deutsch-niederländischen Voll- 
streckungsvertrag) der Nachweis der besonderen 
Umstände, von denen die Vollstreckung abhängen 
kann, durch andere Beweismittel zugelassen. Für 
das Verfahren, in dem dieser Nachweis mit an- 
deren Beweismitteln geführt werden soll, wurde 
allerdings die Anhörung des Schuldners vorge- 
schrieben. 

Eine entsprechende Regelung enthält Absatz 2. 
Kann der Gläubiger den Nachweis der Umstände, 
auf die sich § 6 bezieht, nicht mit Urkunden führen, 
soll sein Antrag nicht abgewiesen werden. Er soll 
vielmehr auch in dem besonderen Verfahren zur 
Erteilung der Vollstreckungsklausel diesen Nach- 
weis mit den allgemein zulässigen Beweismitteln 
erbringen dürfen. In diesem Falle, in dem nicht nur 
der Urkundenbeweis zulässig ist, sondern auch die 
Vernehmung von Parteien, Zeugen oder die Er- 
hebung anderer Beweise in Betracht kommt, ist die 
Beteiligung des Schuldners notwendig. 

Diese Teilnahme des Schuldners am Verfahren vor 
dem Vorsitzenden widerspricht nicht dem Artikel 34 
Abs. 1 des Übereinkommens, in dem bestimmt ist, 
daß der Schuldner in diesem Abschnitt des Ver- 
fahrens keine Gelegenheit erhält, eine Erklärung 
abzugeben. § 6 betrifft nicht zur Regel gehörende 
Fälle, in denen die Vollstreckung von besonderen 
durch den Gläubiger nachzuweisende Umstände ab- 
hängt. Wenn dieser Nachweis durch Urkunden nicht 
geführt werden kann, müßte der Antrag des aus- 
ländischen Gläubigers abgewiesen werden, ohne 
daß seine sonstigen Beweisangebote verwertet 
werden könnten. An die Stelle der Abweisung des 
Antrags tritt durch die Regelung des § 6 Abs. 2 ein 
Verfahren, an dem der Schuldner beteiligt wird. 
Dem Gläubiger wird also der Nachweis, daß der 
Titel im Urteils- oder Errichtungsstaat vollstreck- 
bar ist, erleichtert. Diese Regelung entspricht da- 
mit dem Übereinkommen, dessen Ziel es ist, ver- 
fahrensrechtliche Hindernisse bei der Vollstreckung 
ausländischer Urteile zu beseitigen (vgl. Bericht zu 
dem Übereinkommen, Drucksache VI/ 1973, S. 90). 

Zu § 7 

Der Vorsitzende hat zu prüfen, ob der Antrag zu- 
lässig und begründet ist. Die Prüfung in der Sache 
selbst darf sich nur darauf erstrecken, ob der Schuld- 
titel in den Anwendungsbereich des Übereinkom- 
mens fällt und ob ein Versagungsgrund nach den 
Artikeln 27 oder 28 des Übereinkommens vorliegt 
(Artikel 34 Abs. 2 und 3 des Übereinkommens). 

Ist die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel 
zuzulassen, so ordnet der Vorsitzende an, daß der 
Schuldtitel mit der Vollstreckungsklausel zu ver- 
sehen ist. Die Anordnung bedarf in der Regel keiner 
besonderen Begründung. Sie richtet sich zunächst 
an den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle (§ 8). 
Die Anordnung ist aber nicht lediglich eine innere 
Angelegenheit des Gerichts, sondern die gericht- 
liche Entscheidung im Sinne des Artikels 31 des 
Übereinkommens, durch die über den Antrag des 


Gläubigers auf Erteilung der Vollstreckungsklausel 
erkannt und der ausländische Titel in der Bundes- 
republik Deutschland zur Zwangsvollstreckung zuge- 
lassen wird. Deshalb wird die Anordnung des Vor- 
sitzenden in die Vollstreckungsklausel einbezogen 
und auf diese Weise zusammen mit dem Schuldtitel, 
der mit der Vollstreckungsklausel zu versehen ist, 
zur Kenntnis des Schuldners gebracht (vgl. § 9). Die 
Anordnung kann mit dem Rechtsbehelf, den das 
Übereinkommen selbst vorsieht (Artikel 36, 37 des 
Übereinkommens, §§11 ff.), angefochten werden. 

Artikel 48 Abs. 2 des Übereinkommens läßt es zu, 
daß der ausländische Titel in manchen Fällen nicht 
in deutscher Übersetzung vorliegt. In diesem Falle 
ist es unerläßlich, daß der Richter, der keine Über- 
setzungen des Titels verlangt, weil er die Sprache, 
in der der Titel abgefaßt ist, ausreichend be- 
herrscht, den Titel in deutscher Sprache wiedergibt, 
damit ihn der Urkundsbeamte in die Vollstrek- 
kungsklausel aufnehmen kann. Aber auch wenn 
dem Titel eine deutsche Übersetzung beigefügt ist, 
hat der Richter gemäß § 7 Satz 2 die zu voll- 
streckende Verurteilung oder Verpflichtung in deut- 
scher Sprache wiederzugeben. Diese Wiedergabe 
hat so zu erfolgen, daß die mit der Zwangsvoll- 
streckung befaßten deutschen Organe zweifelsfrei 
erkennen können, welcher Anspruch zu vollstrecken 
ist. Das Erfordernis der bestimmten Angabe der zu 
vollstreckenden Urteilsformel oder der zu voll- 
streckenden Verpflichtung ist besonders wichtig, 
wenn der ausländische Schuldtitel nur teilweise zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen wird (Artikel 42 
des Übereinkommens). Auch in diesem Falle hat 
der Richter genau anzuordnen, in welchem Umfange 
der ausländische Titel zu vollstrecken ist. 


Zu § 8 

Ordnet der Vorsitzende nach § 7 an, daß der 
Schuldtitel mit der Vollstreckungsklausel zu ver- 
sehen ist, so leitet er die Akten der Geschäftsstelle 
zu. 

Die Vollstreckungsklausel (Artikel 31 des Über- 
einkommens) erteilt der Rechtspfleger (vgl. § 38 
Abs. 1 Nr. 1). Die Grundlage der Vollstreckungs- 
klausel bildet die richterliche Entscheidung, mit 
welcher der Titel aus dem anderen Vertragsstaat 
zur Zwangsvollstreckung im Inland zugelassen wird 
und die der Urkundsbeamte durch die Erteilung 
der Vollstreckungsklausel ausführt. Deshalb wird 
der Rechtsbehelf, mit dem sich der Schuldner gegen 
die Zulassung des Titels zur Zwangsvollstreckung 
und damit gegen die auf der Anordnung des Vor- 
sitzenden beruhende, durch die Vollstreckungs- 
klausel bescheinigte Vollstreckbarkeit des Titels im 
Inland wenden kann, nicht gegen die Vollstreckungs- 
klausel des Rechtspflegers, sondern gegen die 
richterliche Anordnung, die in der Vollstreckungs- 
klausel angeführt wird, zugelassen (Artikel 36, 37 
des Übereinkommens, § 12). Dies schließt jedoch 
nicht aus, daß Einwendungen, die sich gegen die 
Form oder gegen formelle Mängel der Vollstrek- 
kungsklausel richten, mit der Erinnerung geltend 
gemacht werden. 


14 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3426 


Aus dem in § 8 festgelegten Wortlaut der Voll- 
streckungsklausel ergibt sich, daß sie die Zulassung 
der Zwangsvollstreckung nur für den territorialen 
Geltungsbereich des Gesetzes betrifft (vgl. auch die 
Ausführungen zu Artikel 31 im Bericht, Drucksache 
W 1973, S. 92). 

Außerdem wird — abweichend vom Inhalt der 
Vollstreckungsklausel für inländische Titel (§ 725 
ZPO) — vorgeschrieben, daß die Wiedergabe der 
zu vollstreckenden Verurteilung oder Verpflichtung 
in deutscher Sprache aus der Anordnung des Vor- 
sitzenden (vgl. § 7 Satz 2) in die Vollstreckungs- 
klausel zu übernehmen ist. Auf diese Weise wird 
es dem Gerichtsvollzieher oder einem anderen 
Vollstreckungsorgan erleichtert festzustellen, wie 
der zu vollstreckende Teil des ausländischen Titels 
lautet. 

Die Vollstreckung des Schuldtitels, der mit der 
Vollstreckungsklausel nach § 8 versehen ist, darf 
im Interesse des Schuldners, der in der ersten 
Phase des Verfahrens — vom Fall des § 6 Abs. 2 
abgesehen — * noch kein rechtliches Gehör erhalten 
hat, nicht über Maßregeln zur Sicherung hinaus- 
gehen. Diese in Artikel 39 des Übereinkommens 
festgelegte Beschränkung muß in der Klausel zum 
Ausdruck kommen, um eine über Maßregeln zur 
Sicherung hinausgehende Vollstreckung zu ver- 
meiden. Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuld- 
titel mit der Vollstreckungsklausel nach § 8 darf 
erst fortgesetzt werden, wenn der Gläubiger dem 
Vollstreckungsorgan ein Zeugnis vorlegt, daß die 
Zwangsvollstreckung unbeschränkt, also über Maß- 
regeln zur Sicherung hinaus, stattfinden darf 
(§§ 26, 27). 

Nach § 23 kann der Schuldner die Zwangsvollstrek- 
kung aus einem Schuldtitel, der auf Leistung von 
Geld lautet, durch Sicherheitsleistung abwenden, 
solange die Zwangsvollstreckung nicht über Maß- 
regeln zur Sicherung hinausgehen darf. Diese 
Sicherheitsleistung, die dazu führt, daß keine Voll- 
streckungsmaßnahmen mehr stattfinden dürfen und 
schon getroffene Maßnahmen, z. B. eine Pfändung, 
aufzuheben sind, kann der Schuldner immer und 
ohne besonderen Ausspruch des Gerichts erbringen. 
Als Hinweis für die Vollstreckungsorgane ist ein 
entsprechender Zusatz in die Vollstreckungsklausel 
aufzunehmen, wenn ein Fall des § 23 gegeben ist. 
Dabei ist in der Vollstreckungsklausel auch der 
Betrag anzuführen, wegen dessen der Gläubiger voll- 
strecken darf und nach dem sich die Höhe der 
Sicherheit richtet, damit das Vollstreckungsorgan 
ohne weiteres feststellen kann, ob die Sicherheits- 
leistung des Schuldners ausreichend ist. 

Der Rechtspfleger setzt die Vollstreckungsklausel 
entweder auf die Ausfertigung des Titels oder auf 
ein besonderes Blatt, das mit der Ausfertigung ord- 
nungsmäßig zu verbinden ist. Ferner soll der Rechts- 
pfleger mit der Ausfertigung und der Klausel auch 
eine beglaubigte Übersetzung des Titels verbinden, 
falls eine solche Übersetzung vorliegt (Artikel 48 
Abs. 2 des Übereinkommens). 

Die Kosten des Verfahrens, in dem der Vorsitzende 
die Erteilung der Vollstreckungsklausel anordnet 


und die Klausel erteilt wird, sollen als Kosten der 
Zwangsvollstreckung behandelt werden (Absatz 4), 
weil das Verfahren der eigentlichen Zwangsvoll- 
streckung bereits stark angenähert ist. Diese Lö- 
sung erscheint auch zweckmäßig; bei einer anderen 
Kostenregelung müßte ein Ausspruch über die 
Kostentragungspflicht vorgesehen werden, der als 
selbständiger deutscher Titel für eine Zwangsvoll- 
streckung in Betracht käme. 

Ein Kostenfestsetzungsbeschluß kann als Grundlage 
der Zwangsvollstreckung erwirkt werden, wenn 
ohne sie die Kosten dieses Verfahrens nicht beige- 
trieben werden könnten (vgl. Baumbach-Lauterbach, 
Zivilprozeßordnung, 30. Aufl., § 788 ZPO Bern. 3 A). 
Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn 
aus irgendwelchen Gründen eine Vollstreckung aus 
dem Haupttitel, bei der auch die Kosten dieses 
Verfahrens beigetrieben werden könnten, nicht 
stattfindet. 

Wird der Antrag auf Erteilung der Vollstreckungs- 
klausel durch Beschluß zurückgewiesen (§ 10), so 
richtet sich die Kostenentscheidung nach den allge- 
meinen Grundsätzen der Zivilprozeßordnung. 


Zu § 9 

§ 9 regelt die Mitteilung des mit der Vollstrek- 
kungsklausel versehenen Schuldtitels und damit zu- 
gleich die Bekanntgabe der in der Vollstreckungs- 
klausel angeführten gerichtlichen Anordnung, mit 
der die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel 
zugelassen wird. Bereits aus Artikel 36 des Über- 
einkommens ergibt sich, daß diese Entscheidung 
dem Schuldner zugestellt werden muß. 

Die Zustellung erfolgt von Amts wegen (vgl. auch 
§ 8 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-niederlän- 
dischen Vollstreckungs vertrag). Zwar kann damit der 
Schuldner die Entscheidung früher als der auslän- 
dische Gläubiger kennen und der Überraschungs- 
effekt der Zwangsvollstreckung beeinträchtigt wer- 
den. Die Zustellung von Amts wegen entspricht 
jedoch den modernen Tendenzen im Verfahrens- 
recht (vgl. § 750 ZPO in der Fassung des Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Zivil- 
prozeßordnung). Sie ist vor allem deshalb gerecht- 
fertigt, weil sie dem ausländischen Gläubiger die 
Last abnimmt, für die Zustellung im Parteibetrieb zu 
sorgen. Von einer Vorschrift, die Zustellung durch 
den Gläubiger genügen zu lassen, wurde abgesehen, 
um Irrtümer und Mißverständnisse zu vermeiden; 
ohnehin wird in aller Regel die Amtszustellung an 
den Schuldner schon bewirkt sein, wenn die Ent- 
scheidung dem ausländischen Gläubiger zugeht. 

Mit der Zustellung wird die Frist für den Rechtsbe- 
helf, mit dem der Schuldner sich gegen die Zu- 
lassung des Titels zur Zwangsvollstreckung wenden 
kann, in Gang gesetzt. Dabei sind drei Fälle zu 
unterscheiden: 

Regelmäßig wird der Schuldner in der Bundes- 
republik Deutschland seinen Wohnsitz haben; für 
diesen Fall ergibt sich unmittelbar aus Artikel 36 
Abs. 1 des Übereinkommens, daß die Frist für den 
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Rechtsbehelf einen Monat beträgt und daß diese 
Frist mit der Zustellung beginnt, die sich nach 
deutschem Recht (§§ 166 ff. ZPO) richtet. 

Befindet sich der Schuldner in einem anderen 
Vertragsstaat (z, B. in Frankreich), so ist Ar- 
tikel 36 Abs. 2 des Übereinkommens maßgebend; 
diese vertragliche Bestimmung legt eine einheit- 
liche Frist von zwei Monaten fest, deren Lauf 
durch eine besonders sichere Zustellungsform 
ausgelöst wird. 

Wie dem Bericht zu dem Übereinkommen (Erläu- 
terungen zu Artikel 36 — - Drucksache VI/ 1973 
S. 94) zu entnehmen ist, gilt die Monatsfrist des 
Artikels 36 Abs. 1 des Übereinkommens grund- 
sätzlich auch für den dritten Fall, daß der Schuld- 
ner in einem nicht zur Gemeinschaft gehörenden 
Staat ansässig ist. Diese Frist kann jedoch nach 
dem innerstaatlichen Recht des Vollstreckungs- 
staates verlängert werden, wenn wegen der wei- 
ten Entfernung die Monatsfrist nicht ausreichend 
erscheint. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 
in dem die Zustellung tatsächlich bewirkt oder 
nach dem Recht des Vollstreckungsstaates als be- 
wirkt anzusehen ist. Für diesen dritten Fall, in 
dem dem innerstaatlichen Gesetzgeber ein ge- 
wisser Spielraum bleibt, enthält Absatz 2 einige 
ergänzende Bestimmungen. Die Regelung ent- 
spricht § 9 Abs. 3 des Ausführungsgesetzes zum 
deutsch-niederländischen Vollstreckungsvertrag. 

Es wurde davon abgesehen, die Befugnis des 
Richters, die Frist zu verlängern, auf die bei Zu- 
stellungen in den Vertragsstaaten geltende Frist 
von zwei Monaten zu beschränken. Denn es sind 
seltene Fälle denkbar, in denen auch zwei Mo- 
nate zur Einlegung der Beschwerde nicht ausrei- 
chen. In aller Regel wird eine Frist von mehr als 
zwei Monaten jedoch nicht in Betracht kommen. 

Nach Absatz 3 wird dem Gläubiger die Ausfertigung 
des mit der Vollstreckungsklausel versehenen 
Schuldtitels übersandt, die als Grundlage der 
Zwangsvollstreckung dient. Da nach § 750 ZPO dem 
Vollstreckungsorgan auch die Zustellung des Titels 
nachgewiesen werden muß, wird dem Gläubiger 
gleichzeitig eine Bescheinigung über die Zustel- 
lung an den Schuldner übersandt. Die Zustellungs- 
urkunde selbst kann ihm dagegen nicht zugeleitet 
werden, weil diese bei den Gerichtsakten verbleibt. 
Eine Zustellung des mit der Klausel versehenen 
Titels im Parteibetrieb ist neben der von Amts- 
wegen bewirkten Zustellung nach § 9 nicht mehr 
erforderlich. 


Zu § 10 

Der ablehnende Beschluß ist zu begründen, weil 
der Gläubiger ihn mit der Beschwerde, über die das 
Oberlandesgericht entscheidet, anfechten kann (Ar- 
tikel 40 des Übereinkommens, § 16). In ihm sind die 
Kosten dem Antragsteller aufzuerlegen. 

Bereits Artikel 35 des Übereinkommens schreibt 
vor, daß der Beschluß dem Antragsteller von Amts 
wegen bekanntzugeben ist. Entsprechend der Rege- 


lung in § 329 ZPO muß der Beschluß förmlich zuge- 
stellt werden, da die Kostenentscheidung einen 
Vollstreckungstitel gegen den Gläubiger bildet. 

Eine Mitteilung des ablehnenden Beschlusses an 
den Schuldner ist im Übereinkommen nicht vorge- 
sehen; eine solche ist auch nicht geboten, da der 
Schuldner an dem Verfahren vor dem Vorsitzenden 
nicht beteiligt ist (Artikel 34 Abs. 1 des Überein- 
kommens). Die Regelung entspricht der anderer 
Ausführungsgesetze (vgl. z. B. § 6 des Ausfüh- 
rungsgesetzes zum deutsch-niederländischen Voll- 
streckungsvertrag) . 

Zu § 11 

Der Rechtsbehelf, der dem Schuldner nach Artikel 36 
des Übereinkommens zusteht, wenn die Zwangs- 
vollstreckung aus dem Schuldtitel zugelassen wird, 
ist die befristete Beschwerde. Die Frist für die Ein- 
legung der Beschwerde ist, wie zu § 9 dargelegt 
wird, verschieden lang bemessen, je nach dem Auf- 
enthalt des Schuldners. 

§ 11 Abs. 1 bestimmt ergänzend, daß die Be- 
schwerdefrist eine Notfrist ist. Gegen die Ver- 
säumung der Beschwerdefrist ist somit die Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand zulässig (§ 233 
ZPO). 

Absatz 2 erweitert die Voraussetzungen der Wie- 
dereinsetzung nach dem Vorbild des § 233 Abs. 2 
ZPO, der von dem Grundsatz, daß Unkenntnis einer 
Zustellung keinen Grund für die Wiedereinsetzung 
darstellt, eine Ausnahme für die Versäumung der 
Einspruchsfrist macht. Die Erleichterung des Ab- 
satzes 2 ist geboten, weil der Schuldner an dem 
Verfahren, das mit der beschwerdefähigen Ent- 
scheidung abschließt, nicht beteiligt ist und die Be- 
schwerde ihm die Möglichkeit gibt, sich rechtliches 
Gehör zu verschaffen. Diese Ausnahme soll auch 
für den Fall gelten, daß der Schuldner seinen Wohn- 
sitz in einem anderen Vertragsstaat hat. Die Zu- 
stellung ist zwar in diesem Fall nach Artikel 36 
Abs. 2 des Übereinkommens so durchzuführen, daß 
der Schuldner mit großer Sicherheit von der An- 
ordnung, mit der dem Antrag des Gläubigers statt- 
gegeben wurde, Kenntnis nehmen kann. Bei einer 
Zustellung in der Wohnung können jedoch Fälle 
Vorkommen, in denen der Schuldner ohne sein 
Verschulden von der Zustellung der Vollstreckungs- 
klausel keine Kenntnis erlangt. Auch in diesen 
Fällen soll die Wiedereinsetzung möglich sein. 

Zu § 12 

Die Einlegung der Beschwerde, die für die Wahr- 
nehmung der Rechte des Schuldners von grund- 
legender Bedeutung ist, soll möglichst einfach ge- 
staltet und erleichtert werden. Ein Anwaltszwang 
ist nicht vorgesehen. 

Dem Artikel 37 des Übereinkommens ist zu ent- 
nehmen, daß die Beschwerde beim Oberlandesge- 
richt einzulegen ist. Hierin liegt eine Abweichung 
von der allgemeinen Regelung, daß die Beschwerde 
bei dem Gericht, das die angefochtene Entscheidung 
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erlassen hat, einzureichen ist oder zumindest einge- 
reicht werden kann (§§ 569, 577 ZPO). Damit der 
Schuldner sein Rechtsmittel, das verfassungsmäßig 
garantiert ist, nicht allein dadurch verliert, daß er 
im Einklang mit der allgemeinen Rechtslage die 
Beschwerdeschrift beim Landgericht einreicht, sieht 
Absatz 2 eine besondere Vergünstigung vor. Diese 
Bestimmung, die unter anderem im § 13 des Ge- 
setzes über das gerichtliche Verfahren in Binnen- 
schiffahrtsachen vom 27. September 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 641) eine Parallele hat, besagt, daß 
die Beschwerde des Schuldners nicht allein deshalb 
unzulässig ist, weil sie — entgegen der Vorschrift 
des Artikels 37 des Übereinkommens — nicht beim 
Oberlandesgericht eingereicht worden ist. Wird die 
Beschwerde irrtümlicherweise bei dem Landgericht 
angebracht, so ist die Beschwerdeschrift an das 
Oberlandesgericht von Amts wegen weiterzuleiten. 
Es genügt, daß die Beschwerde fristgerecht bei dem 
Landgericht eingegangen ist, von dem die Voll- 
streckungsklausel erteilt wurde. Das Landgericht 
kann der Beschwerde nicht gemäß § 571 ZPO ab- 
helfen. 

Zu § 13 

Mit der Beschwerde verschafft sich der Schuldner 
das ihm zustehende rechtliche Gehör. Er kann in 
diesem Verfahren Vorbringen, der Schuldtitel habe 
nicht zur Zwangsvollstreckung zugelassen werden 
dürfen, weil ein Versagungsgrund nach den Arti- 
keln 27 und 28 des Übereinkommens vorliege 
(Artikel 34 Abs. 2 des Übereinkommens). Der 
Schuldner kann seine Beschwerde auch darauf 
stützen, daß der Schuldtitel nicht unter das Über- 
einkommen falle, z. B. weil er eine nach Artikel 1 
Abs. 2 des Übereinkommens ausgeschlossene Ma- 
terie zum Gegenstand habe. Ist die Vollstreckungs- 
klausel für eine Entscheidung, die im Urteilsstaat 
noch mit einem ordentlichen Rechtsbehelf angefoch- 
ten werden kann, erteilt worden, so kann auch Arti- 
kel 38 des Übereinkommens von Bedeutung sein. 

Das Verfahren vor dem Oberlandesgericht ist, wie 
bereits Artikel 37 Abs. 1 des Übereinkommens fest- 
legt, kontradiktorisch. Auf das Verfahren finden 
grundsätzlich die Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung über die Beschwerde Anwendung. Dem- 
gemäß ist die mündliche Verhandlung fakultativ. 

Wie dies dem Grundsatz einer möglichst einfachen 
und formlosen Gestaltung des Verfahrens entspricht, 
ist vorgesehen, daß auch in der Beschwerdeinstanz 
die Parteien mündlich zu Protokoll der Geschäfts- 
stelle Anträge stellen und Erklärungen abgeben 
können. Hat das Oberlandesgericht jedoch münd- 
liche Verhandlung angeordnet, ist davon auszu- 
gehen, daß der Fall nicht einfach gelagert ist und 
die Entscheidung gewisse Probleme aufwirft. Von 
dieser Anordnung an soll jede Partei verpflichtet 
sein, sich durch einen bei dem Oberlandesgericht 
zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten 
vertreten zu lassen (§ 78 ZPO). 

Das Oberlandesgericht entscheidet über die Be- 
schwerde durch Beschluß, der mit der Rechts- 
beschwerde angefochten werden kann. Der Beschluß 


muß mit Gründen versehen werden. Die Vorschrift, 
daß der Beschluß stets beiden Parteien von Amts 
wegen zuzustellen ist, gleichgültig, ob eine münd- 
liche Verhandlung stattfand oder nicht, ist durch 
die Eigenart des Verfahrens geboten. 


Zu § 14 

über die Einwendungen hinaus, mit denen sich der 
Schuldner nach der vertraglichen Regelung gegen 
die Erteilung der Vollstreckungsklausel wenden 
kann (Artikel 34 Abs. 2 des Übereinkommens), muß 
es dem Schuldner möglich sein, in dem Verfahren 
der Zulassung zur Zwangsvollstreckung auch die 
Einwendungen vorzubringen, die den im Schuld- 
titel niedergelegten Anspruch selbst betreffen und 
die nach deutschem Recht mit der sogenannten Voll- 
streckungsabwehrklage (§ 767 ZPO) geltend zu 
machen sind. 

Die Möglichkeit, daß der gegen die Vollstreckbar- 
keit des ausländischen Titels im Inland gerichtete 
Rechtsbehelf in das Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung hineingezogen wird, entspricht der Rechts- 
lage, wie sie in dem Verfahren der Vollstreckbar- 
erklärung nach den §§ 722, 723 ZPO und nach den 
Ausführungsgesetzen zu den verschiedenen Voll- 
streckungsverträgen (vgl. u. a. § 5 des Ausfüh- 
rungsgesetzes zu dem deutsch-belgischen Vollstrek- 
kungsabkommen vom 26. Juni 1959 — Bundesge- 
setzbl. I S. 425) besteht. Eine solche Regelung dient 
der Prozeßökonomie und dem Schutz des Schuld- 
ners, der nicht notwendigerweise die Einwendungen 
gegen den in dem ausländischen Schuldtitel festge- 
legten Anspruch in dem Staate Vorbringen muß, in 
dem das Urteil erlassen oder der Titel errichtet 
worden ist. 

Die Regelung des § 14 ist auch mit dem Übereinkom- 
men vereinbar. Sie widerspricht nicht den Vorschrif- 
ten des Artikels 34, nach denen der Richter des Voll- 
streckungsstaats nur das Vorliegen von Versagungs- 
gründen prüfen und die ausländische Entscheidung 
keinesfalls auf ihre sachliche Richtigkeit überprü- 
fen darf. Im gemeinsamen Bericht der Sachverstän- 
digen (Drucksache VI/ 1973 S. 94) wird ausdrücklich 
hervorgehoben, daß der Schuldner seinen Rechts- 
behelf nach Artikel 36 des Übereinkommens auf Tat- 
sachen stützen dürfe, die sich gegen die Vollstreck- 
barkeit des Titels richteten und nach Erlaß des 
Urteils eingetreten seien. Die Vorschrift des § 14 
stellt diese Rechtslage klar. 

Der Rahmen, in dem Einwendungen gegen den An- 
spruch selbst zulässig sind, kann nur in den Grund- 
zügen festgelegt werden, weil die Voraussetzungen 
in den einzelnen denkbaren Fällen verschieden ge- 
lagert sein können. Es ist nur Vorsorge zu treffen, 
daß eine sachlich nicht gerechtfertigte Vollstreckbar- 
erklärung nach Möglichkeit vermieden wird. 

Zu § 15 

In § 15 wird die dem Schuldner in § 14 eingeräumte 
Befugnis, Einwendungen gegen den Anspruch selbst 
schon in dem Verfahren der Zulassung zur Zwangs- 
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Vollstreckung vorzubringen, gegen die andere Mög- 
lichkeit, solche Einwendungen erst später im Wege 
der Vollstreckungsgegenklage geltend zu machen, 
näher abgegrenzt. Der Schuldner soll zwischen bei- 
den Möglichkeiten nicht frei wählen können. Aus 
Gründen der Prozeßwirtschaftlichkeit wird dem 
Schuldner grundsätzlich die Verpflichtung auf erlegt, 
alle Einwendungen, die im Beschwerdeverfahren be- 
rücksichtigt werden können, in diesem Verfahren 
auch vorzubringen. Auf diese Weise wird vermie- 
den, daß es zu einer Aufeinanderfolge von zwei 
Verfahren, nämlich dem Verfahren der Zulassung 
zur Zwangsvollstreckung und dem der Vollstrek- 
kungsabwehrklage in Fallen kommt, in denen sich 
diese Häufung vermeiden läßt. Der Schuldner ist da- 
her gehalten, alle Einwendungen, deren Gründe vor 
Ablauf der Beschwerdefrist oder während des Be- 
schwerdeverfahrens entstanden sind, in diesem Ver- 
fahren auch geltend zu machen. Die Rechtsbe- 
schwerde muß dagegen außer Betracht bleiben, weil 
sie nur der Nachprüfung der Richtigkeit der Be- 
schwerdeentscheidung dient. Unter Beendigung des 
Beschwerdeverfahrens, auf die § 15 Abs. 1 Nr. 2 ab- 
stellt, ist der Zeitpunkt zu verstehen, bis zu dem 
der Schuldner noch mit seinem Vorbringen gehört 
wird. Keinen Unterschied macht es, ob das Verfah- 
ren vor dem Oberlandesgericht durch eine Be- 
schwerde des Schuldners oder des Gläubigers in 
Gang gesetzt wurde. 

Hat der Schuldner den in § 15 Abs. 1 festgelegten 
Zeitpunkt versäumt, so kann er die Einwendungen 
nicht mehr in einem Klageverfahren nach § 767 ZPO 
geltend machen. Der Schuldner ist jedoch nicht ge- 
hindert, mit dem im Inland auf Grund von § 15 
Abs. 1 ausgeschlossenen Einwendungen im Urteils- 
staat gegen den Titel vorzugehen, soweit dies dort 
zulässig ist. Die Regelung lehnt sich an § 767 Abs. 2 
ZPO sowie an Ausführungsgesetze zu den anderen 
Vollstreckungsabkommen an (vgl. u. a, § 13 des 
Ausführungsgesetzes zu dem deutsch-niederländi- 
schen Vollstreckungsvertrag). 

Später entstandene Einwendungen sind dagegen 
nicht durch die Zulassung des Schuldtitels zur 
Zwangsvollstreckung abgeschnitten. Auf sie kann 
der Schuldner eine Vollstreckungsabwehrklage 
stützen, um die Vollstreckbarkeit des ausländischen 
Titels im Inland zu beseitigen. 

Absatz 2 bestimmt für diesen Fall, daß das Land- 
gericht für die Klage zuständig ist, von dem die 
Vollstreckungsklausel erteilt wurde. Funktionell ist 
dabei eine Zivilkammer des Landgerichts und nicht 
der Vorsitzende einer Kammer zuständig. 


Zu § 16 

Nach Artikel 40 des Übereinkommens steht dem 
Gläubiger, wenn sein Antrag auf Erteilung der Voll- 
streckungsklausel abgelehnt wird, ein Rechtsbehelf 
zu, über den in der Bundesrepublik Deutschland auch 
das Oberlandesgericht zu entscheiden hat. 

§ 16 stellt ergänzend klar, daß dieser Rechtsbehelf 
ebenfalls die Beschwerde ist. Die Beschwerde des 
Gläubigers braucht jedoch nicht an eine Frist gebun- 


den zu werden; denn es kann dem Gläubiger über- 
lassen werden, ob und wann er sich an das höhere 
Gericht wenden will, um die in erster Instanz abge- 
lehnte Zulassung seines Titels zur Zwangsvollstrek- 
kung doch noch zu erlangen. 

Die Vorschriften, die für die Beschwerde des Schuld- 
ners gelten, können auf die Beschwerde des Gläubi- 
gers entsprechende Anwendung finden; auszuschlie- 
ßen sind jedoch die Bestimmungen, die mit der Be- 
fristung der dem Schuldner zustehenden Beschwerde 
Zusammenhängen. 

Für den Fall, daß die Beschwerde des Gläubigers Er- 
folg hat und sein Schuldtitel nunmehr zur Zwangs- 
vollstreckung zugelassen wird, muß dafür Sorge ge- 
tragen werden, daß der Titel mit der Vollstreckungs- 
klausel versehen wird; denn die Zwangsvollstrek- 
kung im Inland findet aus dem mit der Vollstrek- 
kungsklausel versehenen Titel statt (Artikel 31 des 
Übereinkommens). Im Interesse der Vereinfachung 
und der Beschleunigung wird festgelegt, daß die 
Vollstreckungsklausel von der Geschäftsstelle des 
Oberlandesgerichts erteilt wird. Die Klausel wird 
von Amts wegen auf der Ausfertigung des Schuld- 
t'itels angebracht oder mit dieser Ausfertigung ver- 
bunden. Eine Zustellung des mit der Vollstreckungs- 
klausel versehenen Schuldtitels von Amts wegen 
braucht jedoch — anders als in § 9 — in § 16 nicht 
vorgeschrieben zu werden, weil der Beschluß des 
Oberlandesgerichts selbst dem Beklagten von Amts 
wegen zugestellt wird (§ 16 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 13 Abs. 3). 

Der Inhalt der Vollstreckungsklausel, die auf Grund 
des Beschlusses des Oberlandesgerichts erteilt wird, 
unterscheidet sich etwas von dem der Klausel des 
Landgerichts, deren Form und Inhalt in § 8 festge- 
legt ist. Nach der Entscheidung des Oberlandesge- 
richts entfällt nämlich die Beschränkung gemäß Ar- 
tikel 39 des Übereinkommens, nach der die Zwangs- 
vollstreckung nicht über Maßregeln zur Sicherung 
hinausgehen darf. Somit ist die Vollstreckungsklau- 
sel in diesem Abschnitt des Verfahrens ohne den 
einschränkenden Zusatz zu erteilen, der für die Klau- 
sel des Landgerichts vorgeschrieben ist. Nur in dem 
Fall, daß das Oberlandesgericht selbst die Beschrän- 
kung der Zwangsvollstreckung auf Sicherungsmaß- 
regeln nach § 25 Abs. 2 besonders anordnet, muß die 
Klausel dieser Anordnung entsprechen. Der Rechts- 
pfleger hat alsdann in der Klausel zu vermerken, 
daß auf Grund der Anordnung des Oberlandesge- 
richts die Zwangsvollstreckung bis zur Vorlage eines 
Zeugnisses, wonach die Vollstreckung unbeschränkt 
stattfinden darf (§ 27), nicht über Sicherungsmaß- 
regeln hinausgehen darf. Bei Schuldtiteln auf Lei- 
stung von Geld kommt in diesem Falle auch der Zu- 
satz in Betracht, daß der Schuldner die Zwangsvoll- 
streckung durch Leistung einer Sicherheit abwenden 
kann (vgl. auch § 23). Darf die Zwangsvollstreckung 
nur gegen Sicherheitsleistung über Maßregeln zur 
Sicherung hinausgehen (§ 25 Abs. 2 2. Alternative), 
ist auch dies zu vermerken. 

Zu § 17 

Gegen die Beschlüsse des Oberlandesgerichts findet 
die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichtshof statt 


18 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VJ/3426 


(Artikel 37 Abs. 2, Artikel 41). Die Rechtsbeschwerde 
steht einmal dem Gläubiger zu, wenn das Oberlan- 
desgericht seinen Antrag, den Schuldtitel zur 
Zwangsvollstreckung zuzulassen, ganz oder teil- 
weise abgelehnt oder wenn es auf die Beschwerde 
des Schuldners die Anordnung des Vorsitzenden 
einer Kammer des Landgerichts, die Vollstreckungs- 
klausel zu erteilen, aufgehoben hat. Zum anderen 
kann auch der Schuldner eine Entscheidung des 
Oberlandesgerichts, durch die er beschwert ist, mit 
der Rechtsbeschwerde anfechten. 

Bei der Ausgestaltung der Rechtsbeschwerde ist zu 
berücksichtigen, daß zu dem Übereinkommen in Aus- 
führung der dem Übereinkommen beigefügten „Ge- 
meinsamen Erklärung" ein Zusatzprotokoll verein- 
bart ist, nach dem der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften über Auslegungsfragen im Vorlage- 
verfahren entscheidet (vgl. das Protokoll vom 3. Juni 
1971 betreffend die Auslegung des Übereinkommens 
vom 27. September 1968 über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen durch den 
Gerichtshof — Bundesrats-Drucksache Nr. 18/71). 
Nach dem Vorbild des Artikels 177 EWG- Vertrag 
kann das Oberlandesgericht den Gerichtshof mit 
einer Auslegungsfrage befassen (Artikel 3 Abs. 2 des 
Protokolls), während der Bundesgerichtshof zu einer 
Vorlage verpflichtet ist, wenn ernsthafte Zweifel zu 
einer Auslegungsfrage bestehen, von der die Ent- 
scheidung über die Rechtsbeschwerde abhängt (Arti- 
kel 3 Abs. 1 des Protokolls). 

Im Verfahren zur Erteilung der Vollstreckungsklau- 
sel entspricht die Rechtsbeschwerde der Revision im 
Erkenntnisverfahren. Die nähere Ausgestaltung die- 
ses Rechtsmittels wird deshalb dem Verfahren der 
Revision, wie sie in der Zivilprozeßordnung vorge- 
sehen ist (§§ 545 ff. ZPO), angeglichen. Die sich da- 
durch ergebenden Einschränkungen der Statthaftig- 
keit der Rechtsbeschwerde sind mit dem Überein- 
kommen vereinbar, da dieses insoweit dem natio- 
nalen Gesetzgeber freie Hand läßt. 

Nach § 17 findet die Rechtsbeschwerde statt, wenn 
gegen die Entscheidung, wäre sie durch Endurteil 
ergangen, die Revision gegeben wäre. Die Rechtsbe- 
schwerde ist damit zulässig, wenn sie das Oberlan- 
desgericht zugelassen hat (§ 546 Abs. 1 ZPO). Vom 
Oberlandesgericht ist die Rechtsbeschwerde zuzulas- 
sen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung 
hat oder wenn das Oberl an des ge rieht in seiner Ent- 
scheidung von einer Entscheidung des Bundesge- 
richtshofs abweicht. 

Eine Ergänzung der Vorschriften über die Zulassung 
der Rechtsbeschwerde war wegen des Vorlagever- 
fahrens, für das der GerichtshO'f der Europäischen 
Gemeinschaften zuständig ist, geboten. Wenn das 
Oberlandesgericht von einer Entscheidung dieses 
europäischen Gerichtshofs abweichen will, kann es 
die Rechtsfrage dem Gerichtshof zur Vorabentschei- 
dung vorlegen, muß es aber nicht tun (vgl. Artikel 3 
Abs. 2 des Auslegungsprotokolls). Sieht das Ober- 
landesgericht von einer Vorlage an den Gerichtshof 
ab, soll die Entscheidung in diesem Falle immer mit 
der Rechtsbeschwerde angefochten werden können, 
weil der Rechtsfrage dann stets grundsätzliche Be- 


deutung zukommt. Hält der Bundesgerichtshof die 
Abweichung von der Entscheidung des Gerichtshofs 
für unberechtigt, hebt er gegebenenfalls die Entschei- 
dung des Oberlandesgerichts auf. Will er dieser Ent- 
scheidung jedoch beitreten, so hat der Bundes- 
gerichtshof die Auslegungsfrage dem Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften vorzulegen. § 17 Satz 2 
dient damit der einheitlichen Auslegung des Über- 
einkommens innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaften. 

Die Rechtsbeschwerde ist gemäß § 546 Abs. 1 ZPO 
auch dann zulässig, wenn in Rechtsstreitigkeiten 
über vermögensrechtliche Ansprüche der Wert des 
Beschwerdegegenstandes fünfzehntausend Deutsche 
Mark übersteigt. Diese Summe ist bis 15. September 
1972 auf fünfundzwanzigtausend Deutsche Mark er- 
höht (vgl. Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Ent- 
lastung des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen vom 
15. August 1969 — Bundesgesetzbl. I S. 1141). 

Wenn das Oberlandesgericht die Beschwerde als 
unzulässig verworfen hat, ist die Rechtsbeschwerde 
gemäß § 547 ZPO immer zulässig. 

Durch die Fassung von § 17 Satz 1 wird sicherge- 
stellt, daß Änderungen von Vorschriften über die 
Zulässigkeit der Revision ohne Änderung dieses 
Gesetzes auch auf das Verfahren der Rechtsbe- 
schwerde Anwendung finden. Dabei würde auch 
eine Nichtzulassungsbeschwerde, sollte sie einge- 
führt werden, im Verfahren nach diesem Gesetz 
stattfinden können. 


Zu § 18 

Die Rechtsbeschwerde soll nur innerhalb eines be- 
stimmten Zeitraums eingelegt werden können. Die 
Beschwerdefrist soll, wie die Revisionsfrist, einen 
Monat betragen. Dabei ist eine Abstufung der Fri- 
sten je nach dem Land, in dem der Beschwerdefüh- 
rer ansässig ist, anders als bei der Beschwerde nicht 
erforderlich. 

Die Beschwerdefrist ist eine Notfrist, so daß gegen 
ihre Versäumung die Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand zulässig ist (§§ 233 ff. ZPO). 


Zu § 19 

Die Rechtsbeschwerde ist beim Bundesgerichtshof 
selbst einzulegen. Die Beschwerdefrist wird durch 
Einlegung der Rechtsbeschwerde beim Oberlandes- 
gericht nicht gewahrt (vgl. die andere Regelung für 
die Beschwerde in § 12 Abs. 2). Die Beschwerde muß 
durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen 
Anwalt eingereicht werden. Wie die Revision ist 
die Rechtsbeschwerde zu begründen. Für diese Be- 
gründung findet § 554 ZPO entsprechende Anwen- 
dung. In Anlehnung an § 553 a Abs. 1 erster Halb- 
satz der Zivilprozeßordnung soll der Beschwerde- 
schrift eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift 
des Beschlusses, gegen den sich die Rechtsbe- 
schwerde richtet, beigefügt werden. Ein Nachweis 
über die Zustellung ist nicht vorzulegen, weil die 
Zustellung des angefochtenen Beschlusses von Amts 
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wegen erfolgt (§ 13 Abs. 3, § 16 Abs. 1). Um den 
Geschäftsverkehr zu erleichtern, hat der Beschwer- 
deführer die für die Zustellung erforderlichen Ab- 
schriften beizufügen. Tut er es nicht, sind sie auf 
seine Kosten von der Geschäftsstelle herzustellen. 


Zu § 20 

Aus dem Wesen der Rechtsbeschwerde folgt, daß sie 
nur zu einer rechtlichen Überprüfung des Verfah- 
rens und der Entscheidung der Vorinstanz führen 
darf. Deshalb werden die §§ 550, 551 ZPO für ent- 
sprechend anwendbar erklärt. Eine Nachprüfung der 
tatsächlichen Verhältnisse ist ausgeschlossen. Die 
örtliche Zuständigkeit der Vorinstanzen nach Arti- 
kel 32 Abs. 2 des Übereinkommens kann nicht mehr 
nachgeprüft werden, jedoch ist die Prüfung der 
internationalen Zuständigkeit auch noch im Rechts- 
beschwerdeverfahren zulässig (BGHZ 44 S. 46). 

Absatz 2 entspricht der Vorschrift des § 561 ZPO. Im 
Verfahren der Rechtsbeschwerde ist damit von den 
in dem angefochtenen Beschluß getroffenen tatsäch- 
lichen Feststellungen auszugehen, es sei denn, daß 
insoweit zulässige und begründete Rechtsbeschwer- 
degründe vorgebracht werden. 

Durch die Verweisung auf weitere Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Revision wird das Ver- 
fahren der Rechtsbeschwerde stark dem Verfahren 
der Revision angeglichen. Für die Prüfung der Zu- 
lässigkeit der Rechtsbeschwerde und die Zurückver- 
weisung werden allerdings die für die Beschwerde 
geltenden Vorschriften der §§ 574, 575 ZPO für 
anwendbar erklärt. 

Durch Absatz 4 wird festgelegt, daß dann, wenn die 
Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel erstmals 
durch den Bundesgerichtshof zugelassen wird, die 
Vollstreckungsklausel durch den Urkundsbeamten 
beim Bundesgerichtshof erteilt wird. Diese Regelung 
dient der Beschleunigung des Verfahrens. Da die 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs mit der Ver- 
kündung rechtskräftig ist, entfällt jeder Zusatz über 
eine Beschränkung der Zwangsvollstreckung. 


Zu § 21 

Schon im Übereinkommen selbst ist vorgesehen, 
daß die Zwangsvollstreckung in das Vermögen des 
Schuldners nicht über Maßnahmen zur Sicherung 
hinausgehen darf, solange die in Artikel 36 des 
Übereinkommens vorgesehene Frist für den Rechts- 
behelf läuft und solange über den Rechtsbehelf nicht 
entschieden ist (Artikel 39 Abs. 1 des Übereinkom- 
mens). Die §§ 21 bis 27 enthalten einige Vorschrif- 
ten für das Verfahren, solange diese Beschränkung 
einzuhalten ist. Im übrigen gelten die allgemeinen 
Regeln. Es wurde davon abgesehen, allgemein auf 
ein bestimmtes Vollstreckungsverfahren zu verwei- 
sen. Die bei der vorläufigen Vollstreckbarkeit gel- 
tenden Regeln wären vielfach nicht geeignet, weil 
die Zwangsvollstreckung aus einem vorläufig voll- 
streckbaren Urteil nicht nur der Sicherung, sondern 
der Befriedigung des Gläubigers dient. Das schließt 


allerdings nicht aus, daß Vorschriften über die vor- 
läufige Vollstreckbarkeit, z. B, § 895 ZPO, als An- 
haltspunkt dienen können. Auch auf die Vorschrif- 
ten über die Vollziehung des Arrestes wird nicht 
unmittelbar verwiesen (vgl. § 6 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich 
vom 6. Juni 1959 über die gegenseitige Anerken- 
nung und Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen, Vergleichen und öffentlichen Urkunden in 
Zivil- und Handelssachen vom 8. März 1960 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 169), zumal diese Vorschriften nur 
auf die Zwangsvollstreckung wegen einer Geldfor- 
derung oder eines Anspruchs passen würden, der in 
eine Geldforderung übergehen kann. 

Von einer näheren Regelung darüber, welche Voll- 
streckungsmaßnahmen zur Sicherung im einzelnen 
zulässig sein sollen, wurde insbesondere deshalb ab- 
gesehen, weil die Verhältnisse bei den verschiede- 
nen Schuldtiteln, die Vorkommen können, zu viel- 
fältig sind und zum anderen einer einheitlichen An- 
wendung des Artikels 39 des Übereinkommens zwi- 
schen den Mitgliedstaaten nicht durch eine einsei- 
tige gesetzliche Regelung vorgegriffen werden soll. 
Soweit der ausländische Schuldtitel eine Geldforde- 
rung oder einen Anspruch, der in eine Geldforde- 
rung übergehen kann, zum Gegenstand hat, werden 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Vollziehung des dinglichen Arrestes (§§ 930 ff. ZPO) 
aber als Richtlinien herangezogen werden können. 
Als Grundsatz ist zu beachten, daß die Zwangsvoll- 
streckung beginnen darf und die Vollstreckungs- 
organe die Maßnahmen treffen können, die der 
Sicherung des Gläubigers dienen und nicht bereits 
zur Verwertung gehören-, erst dann darf die 
Zwangsvollstreckung zu einer Verwertung von Ver- 
mögensgegenständen des Schuldners führen, wenn 
dieser Gelegenheit hatte, sich rechtliches Gehör zu 
verschaffen (vgl. Artikel 39 Abs. 1 des Übereinkom- 
mens). 

Nach dem Wortlaut des Artikels 39 könnten Zwei- 
fel auftreten, ob Artikel 39 auch gilt, wenn die 
Frist für den Rechtsbehelf des Schuldners, der in 
einem Drittstaat ansässig ist, nach § 9 Abs. 2 beson- 
ders festgesetzt wird. Diese Zweifel sollen von 
vornherein vermieden werden. § 21 stellt deshalb 
klar, daß im Interesse des Schuldners die Zwangs- 
vollstreckung auch dann auf die Sicherung des 
Gläubigers beschränkt ist, solange die nach § 9 
Abs. 2 festgesetzte Beschwerdefrist noch nicht ver- 
strichen ist. 


Zu § 22 

Der Schuldtitel, der in dem ersten einseitigen Ver- 
fahrensabschnitt vor dem Vorsitzenden einer Kam- 
mer des Landgerichts mit der Vollstreckungsklausel 
versehen ist, kann nur als Grundlage von Siche- 
rungsmaßregeln dienen. 

Im Einzelfall können sich Meinungsverschiedenhei- 
ten darüber ergeben, ob eine Maßnahme des Voll- 
streckungsorgans sich noch in den Grenzen des 
Artikels 39 des Übereinkommens hält. Derartige 
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Einwendungen werden in erster Linie von seiten 
des Schuldners erhoben werden. Aber auch der 
Gläubiger kann z. B. geltend machen, das Voll- 
streckungsorgan habe noch weitergehende Maß- 
nahmen durchzuführen. 

§ 22 stellt klar, daß derartige Einwendungen des 
Gläubigers oder des Schuldners, welche die Art und 
Weise der Zwangsvollstreckung in den Grenzen des 
Artikels 39 des Übereinkommens betreffen, grund- 
sätzlich im Wege der Erinnerung nach § 766 ZPO 
geltend zu machen sind-, ist jedoch gegen die in 
Frage stehende Maßnahme oder Entscheidung nach 
den einschlägigen Vorschriften ein anderer Rechts- 
behelf gegeben (z. B. nach § 793 ZPO), ist dieser zu 
ergreifen. 

Bei Streitigkeiten darüber, ob sich eine Maßnahme 
des Vollstreckungsorgans im Rahmen des Arti- 
kels 39 Abs. 1 des Übereinkommens hält, ist damit 
nicht der im Übereinkommen vorgesehene Rechts- 
behelf der Beschwerde (Artikel 36, 40 des Überein- 
kommens) gegeben. 

Die Regelung des § 22 gilt auch dann, wenn es um 
die Einhaltung der Grenzen geht, die sich auf Grund 
einer Anordnung des Oberlandesgerichts nach § 25 
Abs. 2 ergeben. 


Zu§ 23 

§ 23 stellt eine besondere Schutz vor schrift zugun- 
sten des Schuldners dar; sie ist anwendbar, solange 
die Zwangsvollstreckung nicht über Sicherungsmaß- 
regeln hinausgehen darf. 

Nach dieser Bestimmung kann der Schuldner verhin- 
dern, daß ihm gehörende Vermögensgegenstände 
gepfändet und damit seiner Nutzung entzogen wer- 
den. Derartige Sicherungsmaßregeln kann der 
Schuldner abwenden, indem er den Geldbetrag hin- 
terlegt, wegen dessen der Gläubiger vollstrecken 
darf. Diese Sicherheit kann der Schuldner immer 
und ohne besonderen Ausspruch des Gerichts lei- 
sten. Die Belange des Gläubigers sind bei dieser 
Regelung gewahrt, zumal er in der ersten Phase des 
Verfahrens nur eine Sicherung beanspruchen darf. 

Die Regelung, die ihr Vorbild in Artikel 1 Nr. 101 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der 
Zivilprozeßordnung (Drucksache VI/790) hat, kann 
naturgemäß nur bei Schuldtiteln in Betracht kom- 
men, die auf Leistung von Geld lauten. 


Zu §24 

Die Vorschrift will vermeiden, daß durch Siche- 
rungsmaßregeln ein unangemessener Schaden ent- 
steht. Sie entspricht dem § 930 Abs. 3 ZPO. 

Die Anordnung, daß die Sache zu versteigern und 
der Erlös zu hinterlegen ist, trifft auf Antrag des 
Gläubigers oder des Schuldners der Rechtspfleger 
(§ 38). 


Zu § 25 

Artikel 39 des Übereinkommens bestimmt, daß die 
Vollstreckung des Schuldtitels solange auf Siche- 
rungsmaßregeln beschränkt bleibt, bis die Frist für 
den Rechtsbehelf des Schuldners (Artikel 36, § 9 
Abs. 2) verstrichen oder dieser Rechtsbehelf zurück- 
gewiesen ist. 

§ 25 Abs. 1 stellt ergänzend klar, daß die Zwangs- 
vollstreckung, die bereits auf Grund der Vollstrek- 
kungsklausel nach § 8 bis zur Sicherung des Gläu- 
bigers eingeleitet sein kann, fortgesetzt und beendet 
werden darf, sobald der Beschluß des Oberlandes- 
gerichts ergangen ist, mit dem die Beschwerde des 
Schuldners als unzulässig verworfen oder als un- 
begründet zurückgewiesen wird. Der Beschluß des 
Oberlandesgerichts ist somit sofort „vollstreckbar". 
Es ist insbesondere nicht erforderlich, daß eine neue 
Vollstreckungsklausel ohne beschränkenden Zusatz 
zu dem ausländischen Schuldtitel erteilt wird. Der 
Nachweis, daß die Zwangsvollstreckung unbe- 
schränkt stattfinden darf, wird durch das Zeugnis 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle gemäß 
§ 26 geführt. 

Hat der Vorsitzende einer Kammer des Landgerichts 
den Antrag des Gläubigers abgelehnt (§ 10), läßt 
aber das Oberlandesgericht auf die Beschwerde des 
Gläubigers die Zwangsvollstreckung zu, so ist diese 
Entscheidung ebenfalls sogleich auszuführen. Nach 
§16 Abs. 2 erteilt der Rechtspfleger beim Oberlan- 
desgericht die Vollstreckungsklausel für den 
Schuldtitel. Die Zwangsvollstreckung ist dann, wie 
sich aus Artikel 39 Abs. 1 des Übereinkommens er- 
gibt, nicht mehr auf Sicherungsmaßregeln begrenzt. 
Sie kann unbeschränkt bis zur Befriedigung des 
Gläubigers durchgeführt werden. 

Der Beschluß des Oberlandesgerichts, mit dem die 
Zulassung des Schuldtitels zur Zwangsvollstreckung 
bestätigt oder erstmals ausgesprochen wird, kann 
noch mit der Rechtsbeschwerde angefochten werden. 
Die Rechtslage, die sich auf Grund der Entscheidung 
des Oberlandesgerichts in Verbindung mit dem aus- 
ländischen Schuldtitel ergibt, ähnelt der, wie sie bei 
einem vorläufig vollstreckbaren Urteil besteht. Im 
Interesse des Schuldners wird deshalb dem Ober- 
landesgericht die Möglichkeit eingeräumt anzuord- 
nen, daß die Vollstreckung des ausländischen 
Schuldtitels weiterhin auf Sicherungsmaßregeln be- 
schränkt bleibt (Absatz 2). Diese Befugnis, die für 
das Oberlandesgericht als Beschwerdeinstanz vor- 
gesehen wird, muß jedoch im Einklang mit Arti- 
kel 39 stehen. Deshalb kann das grundsätzliche 
Recht des Gläubigers auf unbeschränkte Zwangs- 
vollstreckung nach Beendigung der Beschwerde- 
instanz nur dann begrenzt werden, wenn durch die 
Verwertung der Vermögensgegenstände und die 
Befriedigung des Gläubigers dem Schuldner ein 
nicht zu ersetzender Nachteil entstehen würde. 
Unter diesen Voraussetzungen ist die Regelung des 
Absatzes 2 mit dem Übereinkommen vereinbar, weil 
eine entsprechende Anordnung auch bei einem ver- 
gleichbaren innerstaatlichen Titel möglich wäre. 

Absatz 3 gibt dem Bundesgerichtshof als letzter 
Instanz die Befugnis, Anordnungen über die Be- 


21 



Drucksache VI/3426 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


schränkung der Zwangsvollstreckung zu treffen 
oder auch umgekehrt eine Anordnung, die das 
Oberlandesgericht erlassen hat, aufzuheben. 


Zu § 26 

Die Beschränkung der Zwangsvollstreckung auf 
Sicherungsmaßregeln, die Artikel 39 des Überein- 
kommens vorsieht, entfällt, sobald die Frist für die 
Beschwerde des Schuldners verstrichen ist (Arti- 
kel 36 des Übereinkommens, § 9 Abs. 2) oder diese 
Beschwerde zurückgewiesen wurde. Diese Rechts- 
lage läßt sich aus Artikel 39 des Übereinkommens 
herleiten. 

§ 26 regelt ergänzend, daß das Vollstreckungsorgan 
die Zwangsvollstreckung über Sicherungsmaßregeln 
hinaus fortzusetzen hat, wenn das Zeugnis eines 
Urkundsbeamten des Gerichts, von dem der Schuld- 
titel mit der Vollstreckungsklausel versehen wurde, 
vorgelegt wird, daß die Zwangsvollstreckung unbe- 
schränkt stattfinden darf. Um dem Gläubiger diesen 
Nachweis zu erleichtern, ist für diesen Nachweis in 
Anlehnung an § 706 der Zivilprozeßordnung ein 
Zeugnis vorgesehen, das der Urkundsbeamte dem 
Gläubiger auf seinen Antrag zu erteilen hat, wenn 
die Voraussetzungen für die unbeschränkte Voll- 
streckbarkeit vorliegen. Das Vollstreckungsorgan 
wird damit von der Prüfung entlastet, ob diese 
Voraussetzungen vorliegen und in gehöriger Form 
nachgewiesen sind. 

In Absatz 2 sind die Voraussetzungen aufgezählt, 
bei deren Vorliegen die Zwangsvollstreckung aus 
einem Titel, den der Urkundsbeamte der Geschäfts- 
stelle des Landgerichts mit der Vollstreckungsklau- 
sel versehen hat, unbeschränkt stattfinden darf. 

In dieser Liste ist auch der Beschluß des Bundesge- 
richtshofs erwähnt, mit dem der Schuldtitel zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen wird. Dieser Fall 
wird vor allem dann gegeben sein, wenn das Ober- 
landesgericht entgegen der Anordnung des Vorsit- 
zenden einer Kammer des Landgerichts die Voll- 
streckbarkeit des Schuldtitels verneint hat, der Bun- 
desgerichtshof jedoch auf die Rechtsbeschwerde des 
Gläubigers hin die Zulassung wieder ausspricht. Zu 
denken ist auch daran, daß der Beschluß des Ober- 
landesgerichts den Zusatz nach § 25 Abs. 2 enthält 
und der Bundesgerichtshof die Rechtsbeschwerde 
des Schuldners zurückweist. 

Absatz 3 stellt klar, daß der Schuldtitel, der auf die 
Anordnung des Vorsitzenden einer Kammer des 
Landgerichts mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehen ist, keine Grundlage mehr für irgendwelche 
Vollstreckungsmaßnahmen sein kann, sobald eine 
Entscheidung des Oberlandesgerichts ergangen ist, 
durch welche die Zulassung des Schuldtitels zur 
Zwangsvollstreckung abgelehnt wird. 

Diese Entscheidung ist — ebenso wie der Beschluß, 
mit dem umgekehrt die Beschwerde des Schuldners 
zurückgewiesen wird (Artikel 25 Abs. 1) - — sofort 
wirksam, auch wenn die Rechtsbeschwerde noch ein- 
gelegt werden kannn. Die Ausfertigung der Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts wird der Schuld- 


ner dem Vollstreckungsorgan vorlegen, das darauf- 
hin die Zwangsvollstreckung nach § 775 Nr. 1 ZPO 
einzustellen und nach § 776 ZPO die bereits getrof- 
fenen Vollstreckungsmaßregeln aufzuheben hat. 


Zu § 27 

Während der vorangehende § 26 Abs. 1 die Fort- 
setzung der Zwangsvollstreckung aus dem Schuld- 
titel, zu dem auf Grund der Anordnung des Vorsit- 
zenden einer Kammer des Landgerichts die Voll- 
streckungsklausel erteilt wurde, regelt, bezieht sich 
§ 27 auf den Fall, daß der Schuldtitel erstmals vom 
Urkundsbeamten beim Oberlandesgericht gemäß 
§16 Abs. 2 mit der Vollstreckungsklausel versehen 
worden ist und daß dabei auf Grund einer Anord- 
nung des Oberlandesgerichts nach § 25 Abs. 2 ver- 
merkt wurde, die Zwangsvollstreckung dürfe über 
Sicherungsmaßregeln nicht hinausgehen. 

Auch in diesem Fall ist die Zwangsvollstreckung 
fortzusetzen, wenn die einschränkende Anordnung 
keinen Bestand mehr hat. Der Nachweis darüber 
ist durch ein Zeugnis des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle des Oberlandesgerichts zu führen. Von 
diesem Urkundsbeamten ist das Zeugnis dem Gläu- 
biger auf seinen Antrag zu erteilen, wenn die in 
Absatz 2 der Vorschrift genannten Voraussetzungen 
gegeben sind. 

Hat das Oberlandesgericht die Fortsetzung der 
Zwangsvollstreckung von einer Sicherheitsleistung 
des Gläubigers abhängig gemacht (§ 25 Abs. 2 
zweite Alternative), so bedarf es keines besonderen 
Zeugnisses des Urkundsbeamten über die erfolgte 
Sicherheitsleistung; vielmehr gilt insoweit § 751 
Abs. 2 ZPO. 


Zu § 28 

Artikel 26 Abs. 2 des Übereinkommens ermöglicht 
es einer Partei, die sich z. B. auf die Rechtskraft 
einer Entscheidung aus dem anderen Vertragsstaat 
berufen will, im Streitfälle die Anerkennungsfähig- 
keit der Entscheidung gerichtlich klären zu lassen. 
In diesem Fall bildet die Anerkennung der Rechts- 
kraft der ausländischen Entscheidung den eigent- 
lichen Gegenstand des Verfahrens (vgl. die Erläute- 
rungen zu Artikel 26 im Bericht, Drucksache VI/1973). 

Artikel 26 Abs. 2 des Übereinkommens bestimmt, 
daß ein derartiger Streit in dem gleichen Verfahren 
auszutragen ist, in dem eine Entscheidung zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen wird (Artikel 31 ff. 
des Übereinkommens). Daher kann auch innerstaat- 
lich weitgehend auf die ergänzenden Vorschriften 
für das Verfahren der Zulassung zur Zwangsvoll- 
streckung (§§ 1 ff.) verwiesen werden. 

Ziel der Partei, die den ausländischen Titel geltend 
macht, ist nicht die Erteilung der Vollstreckungs- 
klausel, sondern die Feststellung, daß die Entschei- 
dung anzuerkennen ist. Wenn dieser Antrag zuläs- 
sig und begründet ist, so hat das Gericht die be- 
gehrte Feststellung durch Beschluß auszusprechen. 
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Nach allgemeinen Grundsätzen sind die Kosten in 
dem einseitigen Verfahren vor dem Vorsitzenden 
dem Antragsgegner aufzuerlegen, wenn dem Antrag 
stattgegeben wird. Der Antragsgegner wird in der 
Regel schon dadurch, daß „die Frage, ob die Ent- 
scheidung anzuerkennen ist, als solche den Gegen- 
stand eines Streites" bildet, zur gerichtlichen Fest- 
stellung der Anerkennung Veranlassung gegeben 
haben. Das Gericht hat aber, ohne den Antragsgeg- 
ner zu hören, vielfach kaum die Möglichkeit, ab- 
schließend zu prüfen, ob die Anerkennungsfähig- 
keit der Entscheidung als solche tatsächlich umstrit- 
ten ist. 

Es ist daher möglich, daß der Antragsgegner gegen 
die Anerkennung der Entscheidung keine Einwen- 
dungen erhebt und auch nicht vor der Einleitung 
des Verfahrens erhoben hat. Die dann in der Sache 
ergehende Entscheidung des Vorsitzenden, daß die 
ausländische Entscheidung anzuerkennen ist, wird 
er nicht anfechten. Eine Anfechtung der Kostenent- 
scheidung allein wäre nach den allgemeinen Kosten- 
vorschriften ausgeschlossen (§ 99 Abs. 1 ZPO). 

Absatz 2 Satz 2 läßt wegen der besonderen Lage 
in dem einseitigen, nur auf Anerkennung der Ent- 
scheidung gerichteten Verfahren die isolierte 
Kostenbeschwerde zu, um dem Antragsgegner für 
diesen Punkt das rechtliche Gehör zu sichern (vgl. 
die ähnliche Regelung in § 158 Abs. 2 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung) . 

Im Beschwerdeverfahren wird dann nur noch der 
Kostenpunkt überprüft. Hat der Antragsgegner nicht 
durch sein Verhalten zu dem Antrag auf Feststel- 
lung Veranlassung gegeben, sind die Kosten dem 
Antragsteller aufzuerlegen, der damit die Kosten 
für die sachlich richtige, aber überflüssige besondere 
Feststellung selbst zu tragen hat (vgl. auch § 156 
der Verwaltungsgerichtsordnung). 


Zu§ 29 

Die Vollstreckungskraft der in einem anderen Ver- 
tragsstaat errichteten Schuldtitel und die Zulassung 
zur Zwangsvollstreckung im Inland stehen im en- 
gen Zusammenhang (vgl. auch Artikel 31, 47 Nr. 1 
des Übereinkommens). Hat der ausländische Schuld- 
titel in seinem Ursprungslande die Vollstreckungs- 
kraft aus irgendeinem Grund verloren, so kann auch 
die inländische Zulassung zur Zwangsvollstreckung 
keinen Bestand mehr haben. Nicht in allen Fällen 
wird der Schuldner in der Lage sein, noch in dem 
Verfahren der Zulassung des Schuldtitels zur 
Zwangsvollstreckung geltend zu machen, daß der 
zur Zwangsvollstreckung zugelassene und mit der 
Vollstreckungsklausel versehene Titel aufgehoben 
oder geändert sei. Alsdann muß die Zulassung zur 
Zwangsvollstreckung, die nunmehr der Grundlage 
entbehrt, nachträglich in einem besonderen Verfah- 
ren beseitigt werden können. 

Im deutschen Recht ist allgemein bisher nur der Fall 
geregelt, daß ein ausländischer Schiedsspruch nach 
der Vollstreckbarerklärung im Ausland aufgehoben 
wird. Hierfür sieht § 1044 Abs. 4 ZPO vor, daß die 


Vollstreckbarerklärung auf eine förmliche Klage 
aufzuheben ist. Bei anderen Titeln kommt die Voll- 
streckungsabwehrklage nach § 767 ZPO in Betracht 
(vgl. Stein-Jonas, Kommentar zur Zivilprozeßord- 
nung, 19. Aufl. § 723 Bern. I 3). Der Schuldner muß 
also stets im Wege der Klage vorgehen. Nachdem 
für die Zulassung zur Zwangsvollstreckung selbst 
ein erleichtertes Verfahren vorgesehen wird, ist es 
geboten, auch das Verfahren der Aufhebung oder 
der Änderung der Zulassung zu vereinfachen, wie 
dies in ähnlicher Weise bereits für die Ausführung 
des deutsch-belgischen Vollstreckungsabkommens 
durch § 6 des Ausführungsgesetzes, des deutsch- 
österreichischen Vollstreckungsvertrages durch § 7 
des Ausführungsgesetzes, des deutsch-britischen 
Vollstreckungsabkommens durch § 7 des Ausfüh- 
rungsgesetzes, des deutsch-griechischen Vollstrek- 
kungsvertrages durch § 6 des Ausführungsgesetzes 
und des deutsch-niederländischen Vollstreckungs- 
vertrages durch § 15 des Ausführungsgesetzes sowie 
des deutsch-tunesischen Vollstreckungsvertrages 
durch § 9 des Ausführungsgesetzes geschehen ist. 
Deshalb soll wie in den erwähnten Gesetzen ein 
Beschlußverfahren ohne mündliche Verhandlung 
vorgesehen werden. Dies erscheint sachgerecht und 
auch tragbar, weil jeweils nur über eindeutige Tat- 
bestände zu entscheiden sein wird. Nach Absatz 2 
ist für das Verfahren, in dem die Aufhebung oder 
Änderung der Zulassung beantragt wird, das Land- 
gericht ausschließlich zuständig, das über die Zulas- 
sung zur Zwangsvollstreckung und damit über die 
Erteilung der Vollstreckungsklausel im „ersten 
Rechtszug" entschieden hat. Damit wird die 
ursprüngliche Zuständigkeit aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit auch für das Aufhebungs- oder 
Änderungsverfahren beibehalten (vgl. auch § 767 
Abs. 1 ZPO). Jedoch ist die Kammer des Landge- 
richts von vornherein zuständig, auch wenn die 
Anordnung, den Schuldtitel mit der Vollstreckungs- 
klausel zu versehen, von dem Vorsitzenden erlassen 
wird (§7). Diese Zuständigkeitsregelung rechtfertigt 
sich aus der Tatsache, daß ein kontradiktorisches 
Verfahren stattfindet. 

Der Schuldner kann sich vor weiteren, an sich unbe- 
rechtigten Vollstreckungsmaßnahmen dadurch schüt- 
zen, daß er gemäß Absatz 5 die Einstellung der 
Zwangsvollstreckung und die Aufhebung bereits ge- 
troffener Vollstreckungsmaßregeln beantragt. Wie 
sich aus der Bezugnahme auf § 769 ZPO ergibt, kann 
er sich in dringenden Fällen auch an das Voll- 
streckungsgericht wenden, noch bevor das Verfah- 
ren bei dem Landgericht eingeleitet ist, das für die 
Aufhebung oder Änderung der Zulassung zur 
Zwangsvollstreckung zuständig ist. 


Zu § 30 

Der Schuldtitel aus einem anderen Vertragsstaat 
kann grundsätzlich, sobald er zur Zwangsvollstrek- 
kung zugelassen und mit der Vollstreckungsklausel 
versehen ist, vollstreckt werden, mag auch die 
Zwangsvollstreckung zunächst auf Maßregeln zur 
Sicherung beschränkt sein. Es besteht aber die Mög- 
lichkeit, daß die Zulassung zur Zwangsvollstreckung 
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wieder aufgehoben wird, nachdem die Vollstreckung 
begonnen hat oder sogar ganz durchgeführt worden 
ist Somit können dem Schuldner durch eine Zwangs- 
vollstreckung, die sich später als ungerechtfertigt 
herausstellt, Nachteile entstanden sein. Nach allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen, die im innerstaatlichen 
Recht z. B. in § 717 Abs. 2, §§ 945, 1042 c Abs. 2 
ZPO ihren Niederschlag gefunden haben, muß der 
Gläubiger diesen Schaden ersetzen. 

Zwei Fälle sind zu unterscheiden: 

a) Die Zulassung des Schuldtitels zur Zwangsvoll- 
streckung wird auf die Beschwerde (Artikel 36, 37 
des Übereinkommens, § 12) oder auf die Rechts- 
beschwerde (Artikel 37 Abs. 2, Artikel 41 des 
Übereinkommens, § 17) aufgehoben, weil der 
Schuldtitel nicht unter das Übereinkommen fällt, 
weil ein Ablehnungsgrund nach den Artikeln 27 
und 28 vorliegt oder weil der Schuldner be- 
gründete sachliche Hinwendungen gegen den 
Anspruch selbst hat (vgl. § 14). 

b) Die Zulassung des Schuldtitels zur Zwangsvoll- 
streckung wird nach § 29 aufgehoben, weil der 
Schuldtitel in seinem Ursprungsstaat aufgehoben 
oder abgeändert wird. 

Für diese Fälle ist in § 30 Abs. 1 ein Schadensersatz- 
anspruch des Schuldners gegen den Gläubiger vor- 
gesehen. Dabei ist die Schadensersatzpflicht bei der 
zweiten Gruppe (Buchstabe b) gegenüber der Rege- 
lung in § 29 selbst insofern eingeschränkt, als sie aus- 
ländische Entscheidung auf Grund eines ordentlichen 
Rechtsmittels aufgehoben oder abgeändert sein muß. 
Unter ordentlichen Rechtsbehelfen sind solche zu 
verstehen, die die Rechtskraft der Entscheidung 
hemmen; zu ihnen gehören nicht die Kassation und 
die Wiederaufnahme des Verfahrens. Die Vorschrift 
lehnt sich an § 717 Abs. 2, § 945 ZPO und an die 
Regelung in den Ausführungsgesetzen zu anderen 
Vollstreckungsverträgen (vgl. z. B. § 16 des Aus- 
führungsgesetzes zum deutsch-niederländischen 
Vollstreckungsvertrag) an. Der Gläubiger hat dem 
Schuldner den Schaden zu ersetzen, der diesem dar- 
aus entsteht, daß aus der zur Zwangsvollstreckung 
zugelassenen und mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehenen Entscheidung die Zwangsvollstreckung be- 
trieben worden ist, die sich nach der Aufhebung 
oder Abänderung der Zulassung als ungerechtfertigt 
herausstellt. Der Anspruch auf Schadensersatz kann 
jedoch nicht schon mit der Beschwerde, der Rechts-* 
beschwerde oder in dem Verfahren nach § 29 geltend 
gemacht werden. Insofern folgt der Entwurf nicht 
der verwandten Vorschrift des § 717 Abs. 2 ZPO. Die 
Durchsetzung des Schadensersatzanspruchs ist viel- 
mehr wegen der Schwierigkeit und Bedeutung der 
zu entscheidenden Fragen dem allgemeinen Klage- 
verfahren Vorbehalten (vgl. auch § 16 des Ausfüh- 
rungsgesetzes zum deutsch-niederländischen Voll- 
streckungsvertrag) . 

Zuständig ist nach Absatz 2 eine Zivilkammer des 
Landgerichts, das über den Antrag, den Schuldtitel 
mit der Vollstreckungsklausel zu versehen, ent- 
schieden hat. Die Zuständigkeit dieses Gerichts ist 
nach Artikel 16 Nr. 5 des Übereinkommens auch dann 


gegeben, wenn der Gläubiger und damit der Be- 
klagte dieses Verfahrens in einem anderen Ver- 
tragsstaat wohnt. 

Zu § 31 

Diese Vorschrift sieht vor, daß die Bestimmungen 
des § 29, nach denen die Zulassung zur Zwangsvoll- 
streckung in einem erleichterten Verfahren aufge- 
hoben oder geändert werden kann, entsprechend 
anzuwenden sind, wenn die Feststellung der Aner- 
kennungsfähigkeit der Entscheidung (§ 28) wieder 
rückgängig zu machen ist, weil die ausländische 
Entscheidung im Urteilsstaat nachträglich aufge- 
hoben oder abgeändert wurde. 

Eine Anwendung des § 30, der sich auf den durch 
eine Zwangsvollstreckung verursachten Schaden be- 
zieht, ist nicht vorgesehen. Hat die Partei, gegen 
welche die Aneidcennungsfähigkeit der Entscheidung 
geltend gemacht worden ist, auf Grund der Fest- 
stellung einen Nachteil etlitten, so kann ein Aus- 
gleich nach den allgemeinen Vorschriften in Betracht 
kommen. 

Zu § 32 

Versäumnis- oder Anerkenntnisurteile, bei denen in 
§ 313 Abs. 3 ZPO eine Ausnahme von dem Begrün- 
dungszwang vorgesehen ist, dürfen nicht in abge- 
kürzter Form hergestellt werden, wenn zu erwarten 
ist, daß sie in einem anderen Vertragsstaat geltend 
gemacht werden. Mit diesem Begründungszwang, 
der auch in anderen Ausführungsgesetzen vorge- 
sehen ist, soll die spätere Vollstreckung des Titels 
in den anderen Vertragsstaaten, in denen in die- 
sen Fällen eine kurze Begründung üblich oder vor- 
geschrieben ist, erleichtert werden. Ob mit einer 
Vollstreckung in einem anderen Vertragsstaat zu 
rechnen ist, wird sich vielfach aus dem Vorbringen 
im Prozeß entnehmen lassen. Es wird vornehmlich 
Sache des Klägers sein, dem Gericht rechtzeitig 
Näheres vorzutragen. Die Begründung wird, da sie 
nur dem Verständnis der Entscheidung im Ausland 
dient, knapp gehalten werden können. 

Zu § 33 

Ist ein Versäumnis- oder Anerkenntnisurteil, das in 
einem anderen Vertragsstaat geltend gemacht wer- 
den soll, bereits in abgekürzter Form hergestellt, 
z. B. weil im Zeitpunkt seines Erlasses mit einer 
Vollstreckung in einem anderen Vertragsstaat noch 
nicht zu rechnen war, so kann dies in dem Verfah- 
ren, das in § 33 näher geregelt wird, vervollständigt 
werden. Für die nachträgliche Herstellung des Tat- 
bestandes und der Entscheidungsgründe bedarf es 
lediglich eines Antrags der Partei, die das Urteil in 
einem anderen Vertragsstaat geltend machen will. 
Da die Vervollständigung des Urteils für den sach- 
lichen Gegenstand des Verfahrens, das bereits abge- 
schlossen ist, ohne Bedeutung ist, Wird das Ver- 
fahren einfach und formlos gestaltet. Es soll genü- 
gen, daß der Antrag schriftlich gestellt oder vor der 
Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt wird. Die er- 
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forderlichen Unterlagen sind in den Akten des Ge- 
richts bereits vorhanden. Irgendwelche Streitpunkte 
unter den Parteien sind nicht zu entscheiden; des- 
halb ist auch eine vorherige Anhörung des Geg- 
ners nicht zwingend vorgeschrieben. Bei der nach- 
träglichen Herstellung von Tatbestand und Entschei- 
dungsgründen, die sich nur auf den Akteninhalt zu 
stützen braucht, bedarf es nicht der Mitwirkung der 
Richter, welche die Entscheidung erlassen haben. 
Tatbestand und Entscheidungsgründe können daher 
auch von anderen Richtern abgefaßt und unterschrie- 
ben werden (Absatz 2). Uber den Antrag wird ohne 
mündliche Verhandlung entschieden (Absatz 1 
Satz 2), 

Wenn auch bei der nachträglichen Herstellung des 
Tatbestandes wohl kaum je ein Bedürfnis für eine 
Berichtigung auftreten wird, so soll diese Möglich- 
keit gleichwohl in Rechnung gestellt werden. Des- 
halb ist in Absatz 3 vorgesehen, daß § 320 ZPO in 
solchen Ausnahmefällen entsprechend anzuwenden 
ist. Damit ist zugleich dem Schuldner die Möglich- 
keit eingeräumt, irgendwelche Unrichtigkeiten, die 
ihn in seiner Rechtsstellung berühren könnten, 
rechtzeitig zu rügen. Auch aus diesem Grunde kann 
seine Anhörung vor der nachträglichen Herstellung 
des Tatbestandes regelmäßig entbehrt werden. 

In Absatz 4 wird klargestellt, daß für die nachträg- 
liche Herstellung des Tatbestandes und der Ent- 
scheidungsgründe Gerichtsgebühren nicht erhoben 
werden; besondere Gebühren kämen auch nicht in 
Ansatz, wenn das Urteil sogleich in vollständiger 
Form hergestellt worden wäre. Die Gebühren des 
Rechtsanwalts sollen ebenso wie bei der Berich- 
tigung oder Ergänzung eines Urteils durch die Ge- 
bühren, die bereits im Rechtszug entstanden sind, 
abgegolten sein. Diese Regelung ist in § 37 Nr. 6 a 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
26. Juli 1957 in der Fassung des § 10 Abs. 1 des 
Ausführungsgesetzes zum deutsch-britischen Voll- 
streckungsabkommen vom 28. März 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 301) enthalten. 

Zu § 34 

Ebenso wie Versäumnis- und Anerkenntnisurteile 
sind die einstweiligen Anordnungen, Arrestbefehle 
und einstweiligen Verfügungen, die in einem ande- 
ren Vertragsstaat geltend gemacht werden sollen, 
zweckmäßigerweise von vornherein mit einer Be- 
gründung zu versehen. 

Ergibt sich erst später, daß sie in einem anderen 
Vertragsstaat verwendet werden sollen, so ist die 
einstweilige Anordnung, der Arrest oder die einst- 
weilige Verfügung nachträglich in der Weise zu ver- 
vollständigen, wie es in § 33 für Versäumnis- und 
Anerkenntnisurteile vorgesehen ist. 

Zu § 35 

Nach Artikel 47 Nr. 1 des Übereinkommens hat die 
Partei, welche die Zwangsvollstreckung betreiben 
will, die Urkunden voizulegen, aus denen sich er- 
gibt, daß die Entscheidung nach dem Recht des Ur- 
teilsstaats vollstreckbar ist. 


Dieser Nachweis wird bei deutschen Entscheidungen 
am besten durch die Vollstreckungsklausel (nach 
§ 725 ZPO) geführt, auf die auch in den Erläuterun- 
gen des Berichts zu Artikel 47 Nr. 1 des Übereinkom- 
mens in diesem Zusammenhang hingewiesen wird 
(Drucksache VI/ 1973 S. 97 Fußnote 2). 

Deshalb ist Vorsorge zu treffen, daß auch die deut- 
schen Titel, bei denen für die Zwangsvollstreckung 
im Inland eine Vollstreckungsklausel nicht erforder- 
lich ist, mit einer solchen versehen werden können. 
Zu den Titeln, die im deutschen Inlandsverkehr einer 
Vollstreckungsklausel nicht bedürfen, gehören die 
Vollstreckungsbefehle, die Arreste und die einst- 
weiligen Verfügungen (nicht aber die einstweiligen 
Anordnungen nach den §§ 627, 627 b ZPO — vgl. 
Stein- Jonas, Kommentar zur ZPO, 19, Aufl., § 627 
Bern. V 6, § 627 b Bern. IV 6). Bei diesen Titeln wäre 
für eine Zwangsvollstreckung im Inland eine Voll- 
streckungsklausel nach § 796 Abs. 1, § 929 Abs. 1, 

§ 936 ZPO nur dann erforderlich, wenn die Vollstrek- 
kung für einen anderen als den in dem Titel bezeich- 
neten Gläubiger oder gegen einen anderen als den 
ursprünglichen Schuldner durchgeführt werden soll. 
Diese innerstaatliche Ausnahme von der Regel, daß 
der Titel mit einer Vollstreckungsklausel versehen 
sein muß (vgl. § 724 Abs. 1 ZPO), ist bei Erlaß der 
Zivilprozeßordnung damit begründet worden, daß 
sowohl der Vollstreckungsbefehl als auch der Arrest 
und die einstweilige Verfügung für den Regelfall 
bereits alle wesentlichen Merkmale der Vollstrek- 
kungsklausel enthielten (Hahn, Die gesamten Mate- 
rialien zur Zivilprozeßordnung, Band 1 S. 446 f., 
476). 

Um der Partei, die einen derartigen Titel in einem 
anderen Vertragsstaat zur Vollstreckung bringen 
will, den in Artikel 47 Nr. 1 des Übereinkommens 
vorgeschriebenen Nachweis der Vollstreckbarkeit 
des Schuldtitels zu erleichtern, wird vorgesehen, daß 
die innerstaatliche deutsche Vollstreckungsklausel 
des § 725 ZPO für den Antrag, den Titel mit der 
Vollstreckungsklausel zu versehen (Artikel 31 des 
Übereinkommens), auch in dem Regelfall, in dem 
eine Änderung weder auf der Gläubiger- noch auf 
der Schuldnerseite eingetreten ist, erteilt wird. Die 
Vorschrift des § 35 wird vor allem für Vollstrek- 
kungsbefehle Bedeutung erlangen, da § 36 die Be- 
schränkung, daß das Mahnverfahren ausgeschlossen 
ist, wenn die Zustellung des Zahlungsbefehls im 
Ausland zu erfolgen hat [§ 688 Abs. 2 ZPO), für den 
Bereich der Vertragsstaaten aufhebt. 

Für die Erteilung der innerstaatlichen Vollstrek- 
kungsklausel in diesen besonderen Fällen werden 
wie auch sonst keine Gerichtskosten erhoben. Auch 
Rechtsanwaltsgebühren entstehen in der Regel nicht, 
weil sie entweder durch die Gebühren für die Pro- 
zeßführung oder durch die Vollstreckungsgebühr 
(§ 37 Nr. 7, § 58 Abs. 2 Nr. 1 der Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte) abgegolten sind. 

Zu § 36 

Wie sich aus Artikel 25 des Übereinkommens ergibt, 
sind Vollstreckungsbefehle wie Urteile anzuerken- 
nen und zu vollstrecken. Die in dem Übereinkom- 
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men vorgesehene Möglichkeit und die besonderen 
Gegebenheiten des Gemeinsamen Marktes rechtferti- 
gen es, das Mahnverfahren für den Bereich der Ver- 
tragsstaaten zuzulassen. 

Nach dem bisher geltenden Recht ist das Mahnver- 
fahren wegen der Sperre des § 688 Abs. 2 ZPO auf 
die Falle, in denen die Zustellung im Inland erfolgt, 
beschränkt. Die Vollstreckung eines deutschen Voll- 
streckungsbefehls in einem anderen Vertragsstaat 
kommt deshalb nur in Betracht, wenn der Schuldner 
entweder nach der Einleitung des Mahnverfahrens 
in einen anderen Vertragsstaat verzieht oder Ver- 
mögen in einem anderen Vertragsstaat besitzt, auf 
das zugegriffen werden soll. 

Die Unzulässigkeit der Auslandszustellung von Zah- 
lungsbefehlen war in der amtlichen Begründung zu 
§ 581 des Entwurfs einer Zivilprozeßordnung mit der 
„unangemessenen Weitläufigkeit“ der Zustellung 
im Ausland begründet worden (vgl, Hahn, Die ge- 
samten Materialien zu den Reichsjustizgesetzen, 
II. Band, S. 515). Diese Erwägungen aus einer län- 
der zurückliegenden Zeit sind heute für den Be- 
reich der Vertragsstaaten nicht mehr durchschla- 
gend. Die Zustellung im Ausland ist heute erheb- 
lich vereinfacht und beschleunigt. Dies gilt insbe- 
sondere im Rechtsverkehr mit den Nachbarstaaten, 
mit denen der unmittelbare Geschäftsverkehr ver- 
einbart ist. 

Der Wirtschafts- und Handelsverkehr im Gemeinsa- 
men Markt soll unter binnemarktähnlichen Verhält- 
nissen durchgeführt werden. In diesem Wirtschafts- 
verkehr innerhalb der Gemeinschaft über die Staats- 
grenzen hinweg werden zahlreiche „Betreibungs- 
fälle 11 aus Geschäften entstehen, die im Inland 
üblicherweise mit Hilfe des Mahnverfahrens erle- 
digt werden. Zu denken ist etwa an Forderungen 
aus Warenkauf oder an Entgelte für Dienstleistun- 
gen. Dabei wird es sich oft um kleinere und mittlere 
Forderungen handeln, die im internationalen Rechts- 
verkehr ohnehin nur unter erheblichen Schwierig- 
keiten und unverhältnismäßigen Kosten eingetrie- 
ben werden können. Durch das Übereinkommen 
wird die Anerkennung und Vollstreckung des Voll- 
streckungsbefehls in einem anderen Vertragsstaat 

— auch bevor der Vollstreckungsbefehl rechtskräf- 
tig geworden ist — in einem beschleunigten Ver- 
fahren ermöglicht. Der Zahlungs- und Vollstrek- 
kungsbefehl wird in den anderen Vertragsstaaten 
verhältnismäßig rasch zugestellt, zumal mit diesen 
Ländern — von Italien abgesehen — der unmittel- 
bare Geschäftsverkehr vereinbart ist. 

Bedenken gegen die Zustellung eines Zahlungs- und 
eines Vollstreckungsbefehls im Ausland bestehen 
auf Grund des internationalen Prozeßrechts nicht; 
insbesondere kann darin ein Eingriff in fremde 
Hoheitsrechte nicht gesehen werden. 

Auch der Postverkehr mit den EWG-Staaten wird 

— dies ist für die Übermittlung des Widerspruchs 
und des Einspruchs von Bedeutung — sicher und im 
allgemeinen schnell abgewickelt. 

Die Übersetzung der Zahlungs- und Vollstreckungs- 
befehle in die Amtssprache des Staates, in dem zu- 
gestellt werden soll, bereitet keine unüberwind- 


lichen Schwierigkeiten. In den Fällen, in denen um 
förmliche Zustellung des Zahlungs- und des Voll- 
streckungsbefehls ersucht wird, müssen zwar Über- 
setzungen besorgt werden. Die formularmäßige Ab- 
fassung des Zahlungs- und des Vollstreckungsbe- 
fehls und die formelhafte Kürze der Angaben wird 
die übersetzungsarbeit gegenüber der Übersetzung 
von Klageschriften und vollständigen Urteilen er- 
heblich erleichtern. Auch die Rechtslage, daß der 
Rechtspfleger auf das Mahngesuch „wie im Ver- 
säumnisverfahren“ (Stein-Jonas, Kommentar zur 
Zivilprozeßordnung, 19. Aufl., § 689 Bern. III) ge- 
mäß den Artikeln 19, 20 des Übereinkommens von 
Amts wegen prüfen muß, ob die Zuständigkeit des 
Amtsgerichts nach dem Zuständigkeitsteil des Über- 
einkommens gegeben ist, führt zu keiner besonde- 
ren Erschwerung dieses Verfahrens, die es recht- 
fertigen könnte, auf seine Einführung im EWG-Be- 
reich zu verzichten. Wenn eine Gerichtsstandsver- 
einbarung behauptet wird, ist dem Mahngesuch die 
schriftliche Vereinbarung oder die schriftliche Bestä- 
tigung gemäß Artikel 17 Abs. 1 des Übereinkom- 
mens von vornherein beizufügen. Die Prüfung, ob 
die behauptete Vereinbarung vorliegt, ist damit er- 
heblich erleichtert (Absatz 2). 

Die im Mahnverfahren erforderlichen Ersuchen auf 
Zustellung in einem anderen Vertragsstaat werden 
vom Rechtspfleger erlassen (§ 202 ZPO; § 20 Nr. 1, 
§ 4 Abs. 1 RPflG). 

Zur Vereinfachung und Beschleunigung des Mahn- 
verfahrens bei der Zustellung im EWG-Bereich wird 
gemäß § 36 Abs. 3 eine Widerspruchsfrist von einem 
Monat vorgesehen. Eine Verlängerung gegenüber 
der Widerspruchsfrist von einer Woche (§ 693 ZPO) 
auf einen Monat erscheint gerechtfertigt und auch 
ausreichend. Innerhalb eines Monats nach Zustel- 
lung ist es für jeden Zustellungsempfänger im Be- 
reich der Vertragsstaaten möglich, Widerspruch ein- 
zulegen. Von einer in jedem Einzelfall zu bestim- 
menden Widerspruchsfrist wurde deshalb abgese- 
hen. 

Für die Einspruchsfrist gegen den Vollstreckungs- 
befehl gelten die allgemeinen Regelungen der 
§§ 700, 339 ZPO. 

Eine besondere Begründungspflicht für Vollstrek- 
kungsbefehle mit Auslandsberührung erscheint nicht 
erforderlich. Das ausländische Gericht, das über den 
Antrag auf Erteilung der Vollstreckungsklausel zu 
befinden hat, kann sich an Hand des Vollstrek- 
kungsbefehls über die Natur des Anspruchs unter- 
richten. Im übrigen wird bisher für die Vollstreck- 
barerklärung eines deutschen Vollstreckungsbefehls, 
die schon in gewissen Grenzen auf Grund von 
Staatsverträgen mit anderen Ländern möglich ist, 
keine nachträgliche Herstellung einer „vollstän- 
digen Entscheidung“ wie bei Anerkennungs- und 
Versäumnisurteilen vorgesehen. 


Zu § 37 

Die Vorschrift bestimmt die Gerichtsgebühren für 
das Verfahren über den Antrag, den Schuldtitel mit 
der Vollstreckungsklausel zu versehen oder festzu- 
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stellen, daß die Entscheidung anzuerkennen ist, für 
das Verfahren über die Beschwerde gegen die Zu- 
lassung der Zwangsvollstreckung, die Feststellung 
der Anerkennung oder die Ablehnung des Antrags 
und für das Verfahren über die Rechtsbeschwerde. 
Indem die Vorschrift Festgebühren vorsieht, ent- 
spricht sie dem Artikel III des Protokolls zu dem 
Übereinkommen, wonach keine nach dem Streitwert 
abgestufte Gebühren erhoben werden dürfen. Die 
vorgeschlagene Höhe der Gebühren ist gering, um 
die Vollstreckung von Urteilen aus anderen Ver- 
tragsstaaten zu erleichtern. 

Für die Gebühren der Rechtsanwälte in diesem Ver- 
fahren ist § 47 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte maßgebend, neben dem es einer be- 
sonderen Vorschrift nicht bedarf. 


Zu § 38 

Die Vollstreckungsklausel, mit der nach Artikel 31 
des Übereinkommens, §§ 8, 16 Abs. 2 und § 20 
Abs. 4 der ausländische Schuldtitel nach der Zulas- 
sung zur Zwangsvollstreckung durch den inländi- 
schen Richter zu versehen ist, weist gewisse Beson- 
derheiten auf. Insbesondere muß eine Beschränkung 
der Zwangsvollstreckung auf Sicherungsmaßregeln 
vermerkt werden. Außerdem ist bei Schuldtiteln, die 
auf Leistung von Geld lauten, der Betrag anzugeben, 
wegen dessen der Gläubiger vollstrecken darf (§ 8 
Abs. 1). Wegen dieser Schwierigkeiten soll die Aus- 
fertigung des ausländischen Schuldtitels durch den 
Rechtspfleger mit der Vollstreckungsklausel ver- 
sehen werden, der nach § 20 Nr. 12 des Rechts- 
pflegergesetzes ohnehin bereits die Vollstreckungs- 
klausel in besonderen Fällen zu erteilen hat (Ab- 
satz 1 Nr. 1). 

Wie in den Erläuterungen zu § 24 dargelegt, ist 
diese Bestimmung dem § 930 Abs. 3 ZPO nachge- 
bildet. Die Anordnung ist der Natur nach ein ein- 
faches Geschäft, das dem Rechtspfleger zugewiesen 
werden kann (Absatz 1 Nr. 2). 

In Absatz 2 wird die Vorschrift des § 26 des Rechts- 
pflegergesetzes der in Absatz 1 vorgesehenen Zu- 
ständigkeitsregelung angepaßt. 


Zu § 39 

Durch § 11 des Gesetzes zur Ausführung des deutsch- 
belgischen Vollstreckungsabkommens sind die Lan- 
desregierungen allgemein ermächtigt worden, die 
Entscheidung über Anträge auf Vollstreckbarerklä- 


rung ausländischer Schuldtitel in Zivil- und Handels- 
sachen und über Anträge auf Aufhebung oder Ab- 
änderung der Vollstreckbarerklärung für die Bezirke 
mehrerer Amts- oder Landgerichte einem von ihnen 
zuzuweisen. Diese Ermächtigung kann auf die Lan- 
desjustizverwaltungen übertragen werden. Damit 
sollte dem in einzelnen Ländern bestehenden Be- 
dürfnis, die Entscheidung in Verfahren der Voll- 
streckbarerklärung ausländischer Schuldtitel und der 
Aufhebung oder Abänderung einer Vollstreckbar- 
erklärung bei einem Gericht zusammenzufassen, 
Rechnung getragen werden. 

§ 21 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-nieder- 
ländischen Vollstreckungs vertrag hat diese Ermäch- 
tigung allgemein auf die Erteilung der Vollstrek- 
kungsklausel zu ausländischen Schuldtiteln in Zivil- 
und Handelssachen und über Anträge auf Auf- 
hebung oder Abänderung der Vollstreckungsklausel 
erweitert. Diese Ermächtigung reicht auch für die 
Ausführung des Übereinkommens vom 27. Septem- 
ber 1968 aus. 

Artikel 26 des Übereinkommens sieht aber erstmals 
ein besonderes Verfahren für die Feststellung der 
Anerkennung einer Entscheidung vor (vgl. § 28). 
Auch die Zuständigkeit für diese Verfahren soll 
durch die Vorschriften des § 39 für die Bezirke 
mehrerer Landgerichte einem von ihnen zugewie- 
sen werden können. 


Zu § 40 

Diese Vorschrift ermöglicht es, daß das Ausfüh- 
rungsgesetz auch im Land Berlin in Kraft gesetzt 
werden kann. 


Zu§ 41 

Das Ausführungsgesetz soll gleichzeitig mit dem 
Übereinkommen vom 27. September 1968 in Kraft 
treten. Der Zeitpunkt, an dem das Übereinkommen 
nach seinem Artikel 62 in Kraft tritt, wird nach 
Artikel 3 des Zustimmungsgesetzes zu dem Überein- 
kommen im Bundesgesetzblatt Teil II bekanntgege- 
ben. Für das Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes 
ist aus Zweckmäßigkeitsgründen eine entsprechende 
Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt Teil I vor- 
gesehen. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß das Gerichtskostengesetz und das Rechts- 
pflegergesetz, die mit Zustimmung des Bundes- 
rates ergangen sind, förmlich geändert werden 
sollen. 

2. Zu §5 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist unnötig. Im übrigen ist eine 
mündliche Erörterung mit dem Antragsteller 
ohne sein Einverständnis ohnehin nicht zu reali- 
sieren. 

3. Zu §32 

§ 32 ist zu streichen. 

B e gründung 

Schon jetzt besteht nach § 313 Abs. 3 ZPO die 
Möglichkeit, ein Versäumnis- oder Anerkennt- 
nisurteil nicht in abgekürzter Form herzustellen. 
Damit ist den Belangen des Klägers hinreichend 
Rechnung getragen. Hinzu kommt, daß das Ge- 
richt im Normalfall keine ausreichenden Unter- 
lagen hat, aus denen es beurteilen kann, ob zu 
erwarten ist, daß das Versäumnis- oder Aner- 
kenntnisurteil in einem anderen Vertragsstaat 
geltend gemacht werden soll. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
auf die Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen 
des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung 
des Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist 
vielmehr nur dann erforderlich, wenn das Ände- 
rungsgesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die 
Zustimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 


Zu 2. 

Der Streichung wird nicht zugestimmt. 

Eine Anhörung des Schuldners ist nach Artikel 34 
des Übereinkommens ausdrücklich ausgeschlossen. 
Es ist deshalb zweifelhaft, ob das Gericht den An- 
trag mit dem Antragsteller mündlich erörtern kann. 
Um Zweifel auszuschließen ist es angezeigt, die 


Möglichkeit einer mündlichen Erörterung mit dem 
Antragsteller ausdrücklich zuzulassen. Daneben ist 
es angezeigt klarzustellen, daß diese Erörterung 
nur zulässig ist, wenn der Antragsteller oder der 
Bevollmächtigte mit einer solchen Erörterung ein- 
verstanden ist und diese der Beschleunigung dient. 

Zu 3. 

Der Streichung wird nicht zugestimmt. 

Der Richter soll immer dann, wenn nach den Um- 
ständen die Vollstreckung eines Versäumnis- oder 
Anerkenntnisurteils in einem anderen Vertragsstaat 
zu erwarten ist, ein vollständiges Urteil herstellen. 
Eine nachträgliche Vervollständigung, für die ein 
besonderes Verfahren erforderlich ist, soll vermie- 
den werden. Die Vorschrift des § 32 entspricht im 
übrigen der anderer Ausführungsgesetze (vgl. z. B. 
§ 17 des Gesetzes zur Ausführung des Vertrages 
vom 30. August 1962 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich der Niederlande 
über die gegenseitige Anerkennung und Vollstrek- 
kung gerichtlicher Entscheidungen und anderer 
Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen vom 15. Ja- 
nuar 1965 — Bundesgesetzbl. IS. 17). 
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